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Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zum Klima-
schutzgesetz vom 24. März 2021 ist ein Meilenstein mit his-
torischer Dimension. Darin heißt es: Einer Generation dürfe 
nicht zugestanden werden, „unter vergleichsweise milder 
Reduktionslast große Teile des CO2-Budgets zu verbrauchen, 
wenn damit zugleich den nachfolgenden Generationen eine 
radikale Reduktionslast überlassen und deren Leben umfas-
senden Freiheitseinbußen ausgesetzt würde“. 
Kinder müssen also eine lebenswerte Zukunft einklagen, ge-
winnen aber nur formal, denn das neue Klimaschutzgesetz 
der Bundesregierung sprengt weiter das CO2-Budget und 
enthält keine konkreten Maßnahmen für die entscheidenden 
nächsten Jahre, genauso wie die meisten Wahlprogramme.
Spätestens nach der Hochwasserkatastrophe in Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz vom Juli ist klar, die Frage ist 
nicht, ob uns die Klimakrise trifft und wie viel Klimaschutz nö-
tig ist. Die Frage ist, wie viel Chaos, Leid und Schaden wir mit 
maximalem Klimaschutz noch verhindern können.
Die weltweite Erhitzung liegt bei plus 1,1 Grad Celsius  – zu 
maximal plus 1,5 haben sich die Staaten verpflichtet, aber ak-
tuelle politische Zusagen bedeuten plus drei Grad bis 2100. 
Die menschliche Spezies hat nie in einer zwei oder drei Grad 
heißeren Welt gelebt. Eine Plus-Drei-Welt wäre das wahr-
scheinliche Ende unserer Zivilisation, weite Teile der Erde 
würden unbewohnbar, Extremwetter bedrohten Lebensraum 
und Ernten, Wasser- und Nahrungsknappheit führten zu Kon-
flikten, Kriegen und Fluchtbewegungen sowie zum Verlust 
von Demokratie, Freiheit und Sicherheit – auch bei uns.
Es ist wichtig zu wissen, dass es sich bei der Klimakrise nicht 
um etwas handelt, was „aus heiterem Himmel auf uns fällt“, 
sondern um eine systematische Ungerechtigkeit, ein Verbre-
chen durch Fossilkonzerne und sie unterstützende Regierun-
gen, die schon vor 30 Jahren hätten umsteuern können.
Können wie dabei zusehen, wie Politik und Wirtschaft uns und 
unsere Kinder in diese Katastrophe schicken? Können wir zu-

lassen, dass an einem Wirtschaftssystem festgehalten wird, 
das Klimakrise, Naturzerstörung, Artensterben, Ausbeutung 
von Menschen und obszöne globale Ungerechtigkeit zwi-
schen Arm und Reich erzeugt? Ich glaube nein.
Wir Erwachsenen sind in der Pflicht, systemische Ungerech-
tigkeiten aufgrund bestehender Machtstrukturen zu erken-
nen und demokratisch zu beenden. Dazu müssen wir uns 
kollektiv organisieren und handeln, im Protest und politisch. 
Denn warum gibt es die Kampagne „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ (BNE)? Doch, um ein gestörtes Verhältnis zur 
Mitwelt zu reparieren. Das Wirtschaftssystem suggeriert uns, 
wir könnten uns von der Natur trennen, sie ausbeuten und 
beherrschen, genauso wie andere Menschen. BNE geht gegen 
diese Lüge und Ungerechtigkeiten an, hin zu einer demokrati-
schen, solidarischen Lebensweise. Wir Lehrende tragen große 
Verantwortung, den Weg zu einer gerechteren, ökologische-
ren Welt zu ebnen. 
Das Ziel der Nachhaltigkeit kann jedoch nicht erreicht wer-
den, ohne reale Strukturen und Machtverhältnisse zu ändern. 
Wir brauchen dies nicht nur als Unterrichtsziel, sondern als 
gesellschaftliches Ziel für eine sozial-ökologische Wende.
Wir müssen dies gemeinsam einfordern und umsetzen, zu-
sammen mit „Fridays for Future“ und der Klimagerechtig-
keitsbewegung, mit Umwelt- und Sozialverbänden, mit politi-
schen Akteuren. Die GEW ist eine wichtige Stimme dabei und 
könnte sich noch stärker positionieren und sich im breiten 
Bündnis des sozial-ökologischen Wandels einbringen.
Die gute Nachricht ist: Es gibt auch gesellschaftliche „Kipppunk-
te“, Bildung ist ein Kernelement dabei, soziale Bewegungen und 
Protest sind Faktoren des Gelingens. Redet mit Familie, Freun-
den, Kolleginnen und Kollegen über die Krise und Lösungen!
Lasst uns jetzt die Freiheit nutzen, Teil der Lösung zu sein!

Christopher Brinkmann, 
Gründer der Initiative Pädagogen For Future
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Ausbildungszahlen: historischer Rückgang
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und die GEW haben 
angesichts der erneut gesunkenen Ausbildungszahlen ihre 
Forderung nach einer Ausbildungsgarantie bekräftigt. Nach 
dem Vorbild Österreichs sichere diese allen Jugendlichen 
den Einstieg ins erste Ausbildungsjahr. Sie sei für die neue 
Bundesregierung ein Muss, sagte die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Elke Hannack (s. Seite 32 f.). In Österreich wird 
allen Jugendlichen, die keine Lehrstelle in einem Betrieb fin-
den, ein außerbetrieblicher Ausbildungsplatz zugesichert. Für 
Deutschland hat das Bundesamt Mitte August Zahlen zu den 
im Jahr 2020 abgeschlossenen Ausbildungsverträgen vorge-
legt. Demnach wurden im vergangenen Jahr 465.700 Verträ-
ge für eine duale Berufsausbildung geschlossen. Das waren 
9,3 Prozent weniger als 2019. Es handelt sich um den größten 
prozentualen Rückgang seit dem Beginn der Zeitreihe 1977.

Nur noch jeder 10. Studi bekommt BAföG
Immer weniger Schülerinnen, Schüler und Studierende be-
kommen finanzielle Unterstützung vom Staat. Insgesamt 
639.000 von ihnen erhielten 2020 Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (BAföG), wie das Statisti-
sche Bundesamt Anfang August mitteilte. Das entspricht ei-
nem Rückgang von 6 Prozent im Jahresvergleich; die Zahl der 
Geförderten hat damit einen historischen Tiefstand erreicht. 
Die GEW appelliert daher an die künftige Bundesregierung, 
die grundständige Reform des BAföG in ihr 100-Tage-Pro-
gramm aufzunehmen. „Das BAföG befindet sich im freien Fall. 
Die Trendwende, die die Große Koalition versprochen hatte, 
bleibt aus. 50 Jahre nach dem Inkrafttreten des BAföG ist eine 
Rundumerneuerung der Ausbildungsförderung überfällig“, 
so Andreas Keller, stellvertretender GEW-Vorsitzender und 
Hochschulexperte.

GEW für Kita-Qualitätsgesetz
Für eine kindgerechte Personalausstattung bei gleichzeitigem 
Kitaplatz-Ausbau fehlen einer aktuellen Studie zufolge bis 
2030 mehr als 230.000 Erzieherinnen und Erzieher. Das geht 
aus Analysen hervor, die die Bertelsmann Stiftung Ende August 
vorlegte („Ländermonitoring Frühkindliche Bildungssysteme“ 
und „Fachkräfte-Radar für Kita und Grundschule 2021“). Die 
GEW erneuert angesichts des Fachkräftemangels ihre Forde-
rung nach einem bundesweiten Kita-Qualitätsgesetz. „Wir 
brauchen unter anderem dringend flächendeckend geltende 
Mindeststandards für eine verbesserte Fachkraft-Kind-Rela-
tion“, begründete Doreen Siebernik, GEW-Vorstandsmitglied 
Jugendhilfe und Sozialarbeit, das Anliegen. 
Das Kita-Qualitäts- und Teilhabegesetz trat am 1. Januar 2019 
in Kraft. Es listet zehn Maßnahmen auf, darunter den Ausbau 
des Betreuungsangebots, die Verbesserung des sogenannten 
Fachkraft-Kind-Schlüssels und die Entlastung der Eltern bei 
den Kita-Gebühren. Der Bund sicherte den Ländern zu, diese 
Maßnahmen bis 2022 mit 5,5 Milliarden Euro zu fördern. Die 
Länder können allerdings selbst entscheiden, welche Schwer-
punkte sie setzen. Viele Länder haben in den zurückliegenden 
zweieinhalb Jahren vor allem die Kita-Gebühren gesenkt oder 
vollständig abgeschafft.

Afghanistan: Bildung bedroht
Angesichts der Macht-
übernahme durch die 
Taliban in Afghanistan 
äußerte sich die Bil- 
dungsinternationale (BI) 
besorgt über die Si-
cherheit von Lehrkräf-
ten und den gleichbe-
rechtigten Zugang zu 
Bildung, insbesondere 
für Mädchen. Bildung 
müsse in Konfliktzei-
ten geschützt werden, 
Schulen müssten siche-

re Zufluchtsorte bleiben. Die BI unterstützt in der schwieri-
gen Lage die beiden Mitgliedsgewerkschaften, den Natio-
nal Teachers Elected Council of Afghanistan (NTEC) und die 
Afghanistan Teacher Support Association (ATSA). Die GEW ist 
Mitglied der BI. Die GEW-Vorsitzende Maike Finnern spricht 
sich dafür aus, gefährdeten Menschen Schutz in Deutschland 
zu bieten. Es müsse sichergestellt sein, dass auch Lehrkräfte, 
Hochschulangehörige sowie Vertreterinnen und Vertreter der 
Bildungsgewerkschaften aufgenommen werden, die wegen 
ihres Engagements bedroht sind.

Rat fürs Klima
Deutschland bekommt einen Bürgerrat Klima. Unter der 
Schirmherrschaft des ehemaligen Bundespräsidenten Horst 
Köhler diskutierten von Ende April bis Ende Juni 160 per Los-
verfahren ausgewählte Bürgerinnen und Bürger über Fragen 
und Forderungen des Klimaschutzes. In den Anfang Juli ver-
abschiedeten Empfehlungen spricht sich das Gremium unter 
anderem für eine Energiewende aus, bei der die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher finanziell am geringsten belastet 
werden. Die Energieversorgung soll zudem bis 2040 zu 90 
Prozent aus erneuerbaren Energien gedeckt, bei der Strom-
versorgung bereits 2035 komplett auf fossile Energieträger 
verzichtet werden. Um das Ziel zu erreichen, den Anstieg der 
weltweiten Durchschnittstemperatur auf 1,5 Grad Celsius zu 
begrenzen, fordert der Bürgerrat Bund, Länder und Kommu-
nen auf, durch Gesetzgebung und Finanzierung bestehen-
de Gebäude klimagerecht zu sanieren und beim Bau neuer 
Gebäude entsprechende Technologien zu fördern (s. E&W-
Schwerpunkt S. 6 ff.).

Arbeitslose Lehrkräfte
Befristet beschäftigt und zeitweise ohne Job: Laut Bundes-
agentur für Arbeit (BA) lag im Sommer vergangenen Jahres die 
Zahl der zusätzlich arbeitslos gemeldeten Lehrkräfte bei rund 
5.800. Spitzenreiter mit 1.680 zusätzlichen Arbeitslosen war 
Baden-Württemberg. Die GEW kritisiert diese Praxis scharf. 
„Das Hire-and-Fire-Prinzip wird weder den Schülerinnen und 
Schülern noch den Lehrkräften gerecht. Die Bundesländer als 
Arbeitgeber sanieren sich auf Kosten der Beitragszahlerinnen 
und Beitragszahler der Sozialkassen“, stellt GEW-Vorsitzende 
Maike Finnern fest. 
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Durch die Machtübernahme der 
Taliban in Afghanistan ist vor allem 
das Recht der Mädchen auf Bildung 
wieder bedroht.
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// Beim Klimaschutz lässt sich 
viel erreichen – wenn alle mitma-
chen: An der Merianschule und 
der Integrierten Gesamtschule 
(IGS) Nordend in Frankfurt am 
Main funktioniert das gut. Dabei 
sind die Ausgangsbedingungen 
sehr unterschiedlich. //

Etwas nervös ist Lilia ja schon: so vor ei-
ner Klasse zu stehen und die Jüngeren 
aufzuklären, wie das mit dem Stoßlüf-
ten geht. Moritz ermittelt derweil, ob 
an Fenstern im Klassenraum eventuell 
Wärme entweicht. Das Display der Wär-
mebildkamera zeigt ihm, ob es undichte 
Stellen gibt und sich der Hausmeister der 
Fenster annehmen muss. Lilia und Moritz 
sind sogenannte EnergIGS, Klimaaktivis-
ten an der IGS Nordend im gleichnami-
gen Frankfurter Stadtteil. Sie informie-
ren, klären auf, vor allem aber wollen sie 
Energie sparen. „Andere Projekte macht 
man, weil sie Spaß machen. Bei EnergIGS 
kann ich mich für etwas engagieren, das 
die ganze Gesellschaft betrifft“, erklärt 
Marvin. „Hier kann ich etwas verändern, 
ein Vorbild für andere sein.“
Gerade wurde die IGS bei einem bun-
desweiten Schulwettbewerb zum hes-
sischen Energiesparmeister gekürt. 
Etliche weitere Umweltpreise hat die 

Schule in den vergangenen Jahren ab-
geräumt. „Die IGS Nordend hat sich den 
Klimaschutz auf ihre Fahnen geschrie-
ben“, sagt Reinhard Gabriel, einer der 
beiden betreuenden Lehrer. „EnergIGS 
soll die IGS zu einer klimaneutralen 
Schule machen. Das ist ein ziemlich gro-
ßes Ziel, wir kommen dem aber näher.“ 
Dazu müssen alle mitziehen: Schüle-
rinnen und Schüler, Eltern, Schulver-
waltung, Kollegium, Schulleitung – und 
natürlich der Schulträger.

CO2-Fußabdruck verringert
„Als Wahlpflichtfach wendet sich 
EnergIGS an Neunt- und Zehntklässler“, 
erklärt Lehrer Matthias Walter. Momen-
tan engagieren sich 16 Schülerinnen 
und Schüler vier Stunden die Woche 
für den Klimaschutz in ihrer Schule. Sie 
hängen Schilder im Aufzug auf, die dazu 
auffordern, die Treppe zu benutzen, 
oder kleben Hinweise an die Fenster, 
die zum Stoßlüften animieren. Und da-
mit auch alle wissen, was das bedeutet, 
gehen sie in die unteren Klassen und 
zeigen, wie Energiesparen praktisch 
geht: Heizung runter, die Fenster fünf 
Minuten aufmachen und dann wieder 
schließen. Oder nach der letzten Un-
terrichtsstunde: Licht aus und Heizung 
runterdrehen.

2021 feiert das Projekt sein zehnjäh-
riges Jubiläum. In den vergangenen 
Jahren entstanden etwa witzige Pla-
kate, die zum Energiesparen motivie-
ren, und eine Dauerausstellung für die 
Mensa. Auch außerhalb der Schule tritt 
EnergIGS in Erscheinung. So organisier-
ten die Schülerinnen und Schüler einen 
Carrot-Mob. Dabei verpflichtete sich 
ein benachbarter Eisdielenbesitzer, 80 
Prozent der Einnahmen eines festge-
legten Tages in den energieeffizienten 
Umbau seines Lokals zu stecken. Für 
die EnergIGS bedeutete das, möglichst 
intensiv den Besuch des Eiscafés an 
diesem Tag zu bewerben.
In erster Linie aber geht es um die Ener-
gieneutralität der eigenen Schule. Was 
sie nicht einsparen kann, muss kompen-
siert werden. Eine wichtige Rolle spielt 
da T.O.N.I. („Total Originelle Natur-
schutz Initiative“). Hierbei verwandeln 
sich die von den Schülerinnen und Schü-
lern gespendeten Pfandflaschen und 
-dosen in bares Geld. So und mit jähr-
lichen Sponsorenläufen werden über 
den Verein Tropica Verde in Costa Rica 
Baumsetzlinge gezogen und ehemalige 
Tropenwälder am Rand des Braulio Car-
rillo Nationalparks aufgeforstet. Bei den 
Sponsorenläufen kommt jedes Jahr eine 
mittlere vierstellige Summe zusammen.

Ein großes,  
aber machbares Ziel

An der IGS Nordend in Frankfurt am Main geht Klimaschutz ganz 
praktisch. An den Fenstern kleben Hinweise, die zum Stoßlüften 
animieren. Und damit auch alle wissen, was das bedeutet, gehen 
ältere Schülerinnen und Schüler in die unteren Klassen und zeigen, 
wie Energiesparen praktisch geht: Heizung runter, die Fenster fünf 
Minuten aufmachen und dann wieder schließen.
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Die 30 Jahre alte IGS Nordend mit ihren 
600 Schülerinnen und Schülern sowie 
80 Lehrkräften gehört zu den Ener-
giesparschulen der ersten Stunde. Die 
denkmalgeschützten Gebäude von 1906 
sind eine ständige Herausforderung. 
Trotzdem konnte die Schule ihren CO2-
Fußabdruck im vergangenen Jahr um 60 
Tonnen CO2 verringern und so 10.000 
Euro einsparen. Unterstützt wird die 
Schule dabei von der Stadt. Ein Anreiz-
system motiviert dazu, Energie zu spa-
ren. „50 Prozent der gesparten Kosten 
kommen der Schule zugute. Diese gehen 
je zur Hälfte in das schulinterne Energie-
management und in die Pädagogik“, er-
läutert Schulleiterin Susanne Frye.

Hohe Anforderungen
Stimmen Schulinhalte und äußere Um-
stände, kann der Weg zur Klimaeffizi-
enz besonders erfolgreich beschritten 
werden. Ein Beispiel dafür ist die Meri-
anschule einige Straßen weiter. Anfang 
des Jahres kehrten die 300 Schülerinnen 
und Schüler mit ihren 25 Lehrerinnen 
und Lehrern wieder in ihr angestamm-
tes Domizil zurück. Vier Jahre waren sie 
in Containern, die in einem benachbar-
ten Park standen, ausgelagert. Wäh-

renddessen wurden die teilweise aus 
dem Jahr 1886 stammenden Gebäude 
der Grundschule von Grund auf saniert. 
25 Millionen Euro hat die Stadt Frank-
furt dafür ausgegeben.
„Seit 2010 nimmt die Merianschule am 
städtischen Programm ‚Schuljahr der 
Nachhaltigkeit‘ teil, seit drei Jahren 
zudem am Projekt zum ‚Whole School 
Approach‘“, erzählt Brigitte Schulz, die 
Leiterin der Schule. „In diesen Jahren 
haben sich sowohl das Wissen über die 
Thematik als auch die Kompetenz und 
Motivation zum nachhaltigen Leben 
kontinuierlich gesteigert. Der Gedanke 
einer nachhaltigen Lebensführung ist  
inzwischen so sehr im Alltag inner- und 
außerhalb der Schule angekommen, 
dass er bei allen großen und kleinen 
Entscheidungen ganz selbstverständ-
lich eine zentrale Rolle spielt.“
Auch in der Klasse von Sascha Reibold 
stehen klimarelevante Themen immer 
wieder im Zentrum der Unterrichts-
stunde. Für Juri und seine Mitschülerin-
nen und Mitschüler in der 4a ist daher 
völlig klar, dass sie überall Licht und 
Strom ausmachen, sobald sie die Woh-
nung verlassen. June beendet auch den 
Standby-Modus nach dem Anhören 

von CDs. „Wenn man eine Reise macht, 
sollte man lieber mit dem Bus oder der 
Eisenbahn fahren“, ergänzt ihre Nach-
barin. „Oder eine Fahrgemeinschaft 
bilden“, wendet Wilma ein. Louisa hat 
sich mit anderen zu einer Laufgruppe 
zusammengeschlossen, als die Schule in 
Container ausgelagert war: „Das waren 
morgens und mittags jeweils 20 Minu-
ten zu Fuß“, erzählt sie.
„Nachhaltigkeit kommt fächerübergrei-
fend in allen Altersstufen vor“, betont 
auch Konrektorin Sandra Böttger. „Be-
sonders gefordert beim ‚Schuljahr der 
Nachhaltigkeit‘ sind die vierten Klas-
sen“, erläutert sie. „Unterstützt vom 
Verein Umweltlernen Frankfurt setzen 
wir uns dann das ganze Schuljahr über 
mit dem Thema auseinander. Erwachse-
ne sind immer wieder erstaunt, welche 
Zusammenhänge die Kinder begreifen.“ 
Gerne nutzten die Lehrkräfte dafür den 
neuen Experimentierraum. „Wir bemü-
hen uns ganz generell, möglichst spar-
sam mit Strom umzugehen und haben 
dafür verschiedene Schritte erfolgreich 
umgesetzt“, sagt Cornelia Lehwalder 
vom Personalrat der Schule.
Auch wenn Klimaaspekte nicht den Kern 
der Sanierungsmaßnahmen darstellten, 

Im Unterricht von Sascha 
Reibold an der Merianschule 
in Frankfurt am Main stehen 
klimarelevante Themen immer 
wieder im Zentrum.

>>>
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>>> mit dem Ergebnis ist das Kollegium der 
Merianschule auch unter Aspekten wie 
Klimaschutz und Energieeffizienz zufrie-
den: bessere Innendämmung, moderne 
Fenster und Markisen, die Rücksicht auf 
die unterschiedlichen Klimabedingun-
gen im Haus nehmen, LED-Leuchten, 
eine optimierte Heizung. „Wir haben 
beharrlich unsere Interessen einge-
bracht. Wir wurden aber auch gut be-
achtet“, sagt Schulz. „Wir hatten beim 
Stadtplanungsamt immer aufgeschlos-
sene Gesprächspartner.“ Erleichtert 
wurde das sicher auch dadurch, dass 
die Stadt Frankfurt an sich bereits hohe 
Anforderungen an die Sanierung ihrer 
Gebäude stellt.

Energieverbrauch minimieren
176 schulische Liegenschaften unterhält 
die Stadt. Im Schnitt wird an etwa 100 
Gebäuden gleichzeitig gearbeitet. Meist 
geht es um Sanierungen und Erweite-
rungen. Bei allen Vorhaben geht es auch 
darum, den Energieverbrauch zu mini-
mieren: Passivhaus-Komponenten oder 
Photovoltaik beispielsweise. Ziel ist, die 
CO2-Emissionen alle fünf Jahre um 10 
Prozent zu senken. Seit 2021 wird die 
Photovoltaik grundsätzlich mit Dach-
begrünung kombiniert. Hinzu kommen 
Energiecontrolling und Optimierung des 
technischen Gebäudemanagements. 
Frankfurts Schulen konnten so im Jahr 
2019 die CO2-Emmission um zirka 3.500 
Tonnen reduzieren.
Im Fall der Merianschule hat sich das 
Kollegium gefreut, dass für den Bau der 
Mensa keiner der alten Bäume gefällt 
werden musste. Das Gebäude hat da-
durch eine aparte Y-Form bekommen 
und verfügt zudem über eine Wärme-
rückgewinnungsanlage. Das Essen be-
reitet ein Koch vor Ort jeweils frisch zu. 
Ein fleischloses Gericht gibt es täglich, 
einmal die Woche wird nur fleischlos 
gekocht. Nicht realisieren konnte das 
Schulteam ein Solardach und eine E-
Tankstelle. Doch da ist das letzte Wort 
vielleicht noch nicht gesprochen. Die 
neue, von den Grünen geführte Koaliti-
on im Römer, dem Sitz des Frankfurter 
Stadtparlaments, hat den Klimaschutz 
zu ihrem obersten Anliegen erklärt.

Norbert Glaser, 
freier Journalist

Fo
to

: C
hr

is
to

ph
 B

oe
ck

he
le

r

Vier Jahre lang fand der Unterricht an der Merianschule in Frankfurt am Main  
in Containern in einem benachbarten Park statt. Anfang des Jahres kehrten die  
Schülerinnen und Schüler mit ihren Lehrerinnen und Lehrern wieder in ihr unter 
Aspekten wie Klimaschutz und Energieeffizienz frisch saniertes Domizil zurück.

Webseiten, Handlungsempfehlungen, Fortbildungsangebote 
und Lernmaterialien 
• �Klimaschutz in Schulen: www.utopia.de
• �Klimaschutz im Klassenzimmer. Ein Leitfaden für Schüler und Lehrer:  

www.co2online.de
• �Die Handreichung „Unsere Schule für das Klima“ lädt Schülerinnen und 

Schüler mit Fragebögen zu einem Klimacheck-Rundgang durch ihr Schulhaus 
ein: www.greenpeace.de 

• �Das Bundesumweltministerium (BMU) stellt diverse Bildungsmaterialien für 
Grundschulen bereit, unterstützt Kitas und Schulen aber auch konkret mit 
Fördermitteln: www.bmu.de 

• �Praktische Tipps für den Umgang mit dem Thema Energie in jüngeren Alters-
gruppen: S.O.F. Save Our Future (Hrsg.). Erfolgreich starten: Handreichung  
zu Bildung für eine nachhaltige Entwicklung in Kindertageseinrichtungen, 
Kiel 2019: www.saveourfuture.de 

• �Eine interessante Idee ist die MINT-EnergieBox, eine Experimentierkiste 
inklusive Begleitmaterialien zum Download und E-Learning zu den Themen 
erneuerbare Energien und sinnvolle Energienutzung, empfohlen für den fä-
cherübergreifenden Projektunterricht der Klassenstufen 7 bis 10. Leider nur 
an vier Standorten in Baden-Württemberg ausleihbar: www.elearning.izt.de

• �Vielfältiges Unterrichtsmaterial zu den Themen Energie und Solarstrom 
bieten die Medienwerkstatt Wissenskarten und die Deutsche Physikalische 
Gesellschaft (DPG): www.medienwerkstatt-online.de,  
www.klimawandel-schule.de

• �„Escape Climate Change“, ein interaktives Spiel, geht das Thema Klimaschutz 
mit Spaß und Spannung an. Gedacht ist es für Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufe I und II. Eine neue Version „Escape Climate Change Expanded“ 
wird momentan erarbeitet: www.escape-climate-change.de 

• �¡Change School! lädt alle Beteiligten ein, an ihren Schulen eigene Klimakonfe-
renzen zu organisieren. Online- und Präsenzworkshops vermitteln das Rüst-
zeug, um im eigenen Verantwortungsbereich das Klima zu schützen. Dazu ist 
ein „Leitfaden zu transformativer Bildung“ erschienen: www.part-o.de � N.G.
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// 2015 verabschiedeten die Vereinten Nationen 
(UN) die globale Nachhaltigkeitsagenda. Teil dieser 
Agenda ist das Programm „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ (BNE). Mit diesem Vorhaben sollen bis 
2030 alle Lernenden die Kenntnisse erwerben, die 
zur Förderung nachhaltiger Entwicklung nötig sind. //

In Kitas an allen Ecken der Republik gehen kleine Forscherin-
nen und Forscher immer häufiger auf Spurensuche. „Kinder 
erleben, wie wichtig die Natur ist und dass unser aller Verhal-
ten Auswirkungen auf das Klima hat“, sagt Ute Krümmel von 
der Stiftung Haus der Kleinen Forscher. „So lernen sie, dass 
auch sie etwas ändern können.“
Seit 2016 trägt die Stiftung nicht nur Naturwissenschaften und 
Technik, sondern auch Nachhaltigkeitsthemen in die Kinder-
gärten: BNE nennt sich das. Etwa 200 Trainerinnen und Trainer 
schulen Fachkräfte bundesweit, wie sie die Kleinsten in Punkto 
Ökologie und Co. sensibilisieren können. Zunehmend werden 
speziell die Angebote zur nachhaltigen Entwicklung gebucht. 
Die Fortbildungen sind Teil des BNE-Programms der UN. Im 
Herbst 2015 hatte die UN die globale Nachhaltigkeitsagenda 
verabschiedet und 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung veran-
kert. Von Biodiversität bis zu Bildung. Bis 2030 sollen nun alle 
Lernenden die Kenntnisse erwerben, die zur Förderung nach-
haltiger Entwicklung nötig sind. „Dazu gehört etwa, weltoffen 
und vorausschauend denken zu können, sich kritisch mit Ziel-
konflikten auseinanderzusetzen und die eigene Gestaltungs-
kompetenz zu erkennen“, sagt Bianca Bilgram, Leiterin der 
Geschäftsstelle BNE bei der deutschen UNESCO-Kommission. 
Wie beeinflussen meine Entscheidungen Menschen nachfol-
gender Generationen? Welche globalen Mechanismen führen 
zu Konflikten, Terror und Flucht? 
Für die Umsetzung des Programms ist unter Federführung des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung die Nationale 
Plattform BNE zuständig. 2017 wurde ein Nationaler Aktions-
plan verabschiedet. Mittlerweile gibt es bundesweit viele Tau-
send Akteure, die nachhaltige Bildung in den Ländern umsetzen. 

Wie das konkret aussieht, untersucht das Institut Futur der 
Freien Universität Berlin. 2018 wurden 2.500 Menschen zwi-
schen 14 und 24 Jahren aus Schule, Studium und Ausbildung 
sowie 500 Lehrende befragt, ergänzend gab es Interviews mit 
Experten aus Wissenschaft und Verwaltung und eine Analyse 
von 4.500 Bildungsdokumenten. Ergebnis: BNE gewinnt zwar 
sichtbar an Bedeutung, allerdings hängt das Thema immer 
noch vom Engagement Einzelner ab. Zudem spielt es vor al-
lem in verwandten Wahlpflichtfächern wie Biologie, Geogra-
fie und Sozialkunde eine Rolle, weniger in den Hauptfächern.
„Dabei hätten alle gerne mehr BNE-Bezüge im Lernalltag“, so 
Antje Brock, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut Futur. 
Schülerinnen und Schüler wünschen sich ebenso wie Lehrkräf-
te, dass Nachhaltigkeit dreimal so oft im Unterricht aufgegriffen 
wird wie bisher. „Vollzugsdefizit“ nennt das Brock. Lehrkräfte 
benötigen nach eigener Einschätzung für die Umsetzung vor al-
lem Wissen und eine stärkere Verankerung im Lehrplan. Brock: 
„BNE müsste in Lehramtsstudium, Fortbildung und Curricula 
mehr berücksichtigt werden.“ Bislang ist BNE nur in wenigen 
Bundesländern – wie Baden-Württemberg, Hamburg oder 
Nordrhein-Westfalen – umfassend im Lehrplan verankert. Für 
2021 plant das Institut Futur eine neue Erhebung.
Das Konzept für die BNE-Dekade bis 2030 setzt daher neue 
Akzente: Nachhaltige Entwicklung soll fächerübergreifend 
und strukturell in der Bildungslandschaft verankert werden, 
im Zentrum steht die Förderung der Handlungskompetenz, 
neue Themenschwerpunkte kommen hinzu wie „Technologie 
und Nachhaltigkeit“. Auch in den Kitas wird das Konzept wei-
terentwickelt. „Wir beziehen jetzt die ganze Einrichtung mit 
ein – von der Leitung bis zur Küche“, sagt Krümmel vom Haus 
der kleinen Forscher. „Whole Institution Approach“ nennt 
sich das und erwächst aus der Erkenntnis, dass Bildung für 
Nachhaltigkeit überall passieren muss, bei allen in der Gesell-
schaft – damit sich tatsächlich etwas ändert.

Anja Dilk, 
freie Journalistin

Es geht nur langsam voran
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// Klimafreundliches Reisen ist 
weniger kompliziert als man 
denkt, auch bei Klassenfahrten. //

Klimafreundliches Reisen war lange Zeit 
nur ein Nischenthema. Man stieg in den 
Billigflieger, freute sich über den güns-
tigen Preis und dachte nicht an die Um-
weltkosten, die dabei in Form von Treib-
hausgasemissionen entstehen. Das hat 
sich gründlich geändert. Vor allem die 
Jüngeren sind sensibilisiert, sie werden 
die Auswirkungen der Erderwärmung 

sehr viel stärker als die Älteren zu spü-
ren bekommen. Denn der Klimawandel 
verläuft nicht linear, sondern exponen-
tiell – er beschleunige sich zunehmend, 
wie der Weltklimarat in seinem neuen 
Bericht gerade erneut eindrücklich ge-
warnt hat.* 
Wie organisiert man unter solchen Um-
ständen eine Klassenfahrt? Geht das 
überhaupt klimafreundlich? Einfache 
Antwort: Ja, es geht. Und es ist weniger 
kompliziert, als man vielleicht denkt. 
Entscheidend sind drei Punkte: An- und 

Abreise, Unterkunft und Verpflegung 
sowie Aktivitäten vor Ort. Der erste 
Punkt ist der wichtigste. Die Wahl des 
Verkehrsmittels hat mit Abstand den 
größten Einfluss darauf, wie groß der 
Klima-Fußabdruck ausfällt. Fachleute 
empfehlen deshalb Reiseziele mit mög-
lichst kurzer Anreisestrecke, damit man 
sich das Fliegen sparen kann, das um 
ein Vielfaches klimaschädlicher ist als 
die Reise mit Auto, Bahn und Reisebus.

Sanfter Tourismus 
Die Reiseziele der Veranstalter klima
freundlicher Klassenfahrten liegen denn 
auch zumeist in Deutschland – außer-
dem in Nachbarländern, die man pro
blemlos ohne Flugzeug erreichen kann. 
Der auf sanften Tourismus spezialisierte 
Verband „Naturfreunde“ etwa bietet 
Klassenfahrten in seine Naturfreunde-
häuser an. Diese haben 20 bis 180 Bet-
ten, sie liegen, wie der Verband mitteilt, 
„im Wald, am See, auf dem Berg oder 
am Meer“. Sowohl Selbstversorgung als 
auch Vollverpflegung sind möglich.
Das Deutsche Jugendherbergswerk, 
ebenfalls einer der führenden Anbieter 
klimafreundlicher Klassenfahrten, be-
lohnt sogar ausdrücklich eine möglichst 
umweltschonende Anreise. „Jugend-
herbergen engagieren sich schon aus 
ihrer Tradition heraus für Nachhaltig-
keit“, sagt Hauptgeschäftsführer Julian 
Schmitz. „Bei der Gruppenanreise mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln bieten wir 
Vorteilskonditionen.“ Das schafft einen 
Anreiz, mit der besonders klimafreund-
lichen Bahn zu fahren (siehe Kasten). 

Wie reist man am klimafreundlichsten?
Auf vielen Internetseiten mit Verbrauchertipps lautet die Antwort auf die Frage: 
mit dem Reisebus. Beim CO2-Ausstoß pro Kopf, heißt es dort, schneide der Bus 
besser ab als die Bahn. Die Berechnung stützt sich auf Zahlen des Umweltbun-
desamtes – allerdings auf alte Daten. Diese stammen noch aus einer Zeit, als 
der Strommix in Deutschland viel weniger grün war als heute. Kürzlich hat die 
Behörde ihre Zahlen aktualisiert und den gestiegenen Ökostromanteil berück-
sichtigt. Danach liegt die Bahn nun klar vorn; sie ist am klimafreundlichsten.
Nützliche Links
Einen sehr guten Überblick mit allgemeinen Informationen zum umwelt- und 
klimafreundlichen Reisen liefert das Umweltbundesamt auf seiner Website: 
www.umweltbundesamt.de
Der Freizeitverband Naturfreunde betreibt in Deutschland 350 Häuser, welt-
weit sind es 700. Ein eigenes Klassenfahrten-Portal erleichtert die Suche:  
www.naturfreunde.de/klassenfahrten
Das Deutsche Jugendherbergswerk verfügt deutschlandweit über 450 Häuser: 
www.jugendherberge.de/klassenfahrten
Orientierungshilfe im touristischen Labeldschungel bietet das gemeinnützige 
Schweizer Reiseportal Fairunterwegs: www.fairunterwegs.org/vor-der-reise/
labelfuehrer
Tipps zum klimafreundlichen Reisen findet man auch bei Atmosfair. Über 
die gemeinnützige Organisation kann man CO2-Emissionen kompensieren:  
www.atmosfair.de/de� vk

Einfach mehr grün
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„Bildungsnetzwerk Wald und Klima – 
Die Klimakönner“

Kontakt und weitere Informationen 
unter www.die-klimakoenner.de

Fortbildungsangebote
•  Vermitt lung von Grundlagenwissen und 

Anregungen für die Bildung rund um 
Wald und Klima von Kita bis Mitt elstufe

•  Bundesweites Angebot, auch Wunschtermine 
möglich – sprechen Sie uns einfach darauf an

•  Ab jetzt auch als kostenloser Online-Kurs 
auf oncampus.de/klimakoenner verfügbar

Kostenlose Bildungsmaterialien
•  Alle Fortbildungsinhalte gesammelt als

prakti sche Bildungsbroschüren

•  Theorie, Spieleanleitungen und Projekti deen 
für verschiedene Zielgruppen

•  Unter shop.sdw.de in Druckform bestellbar 
oder zum kostenlosen Download unter
bildungsserver-wald.de

Auch unter Corona-Bedingungen ist das 
gut möglich. „Sowohl Bahn als auch Bus 
haben sich in Sachen Infektionsschutz 
gut aufgestellt“, sagt Petra Thomas vom 
„Forum anders Reisen“. Der Verband 
setzt sich schon seit 1998 für nachhal-
tigen Tourismus mit verbindlichen Um-
welt- und Sozialstandards ein. Rund 130 
Reiseveranstalter gehören dazu, einige 
bieten auch Klassenfahrten an.
Der Punkt Unterkunft und Verpflegung 
fällt für die Klimawirkung weniger ins 
Gewicht, ist aber auch wichtig. Viele 
Anbieter reagieren längst auf das ge-
stiegene Umweltbewusstsein, bemü-
hen sich um Energiesparmaßnahmen, 
Mülltrennung, weniger Plastik. Der 
Naturfreunde-Verband beispielswei-
se bietet sowohl fleischlose als auch 
fleischarme Verpflegung an. Auch auf 
regionale, saisonale und fair gehandel-
te Lebensmittel wird geachtet. Die Ju-
gendherbergen, so schildert es Schmitz, 

tauschten immer mehr Produkte gegen 
umweltfreundlichere Alternativen aus. 
„Das wird von unseren Gästen sehr po-
sitiv aufgenommen und unterstützt.“

Reisen in die Natur
Allerdings hat Corona einiges an Rück-
schlägen gebracht. „Die Pandemie hat 
uns in puncto Nachhaltigkeit aktuell 
schon ein Stück weit gebremst“, sagt 
Schmitz. Infektionsschutz musste im 
Zweifelsfall wichtiger sein als Umweltbe-
lange. „Gesundheit und Sicherheit gehen 
vor, auch wenn dies zumindest jetzt erst 
einmal partiell wieder den vermehrten 
Einsatz von Einwegprodukten bedeutet.“ 
Noch gravierender sind die deutlichen 
Umsatzeinbußen, die viele Anbieter im 
vergangenen Jahr erlitten haben, weil 
Klassenfahrten im Lockdown wegfielen.
Um das Infektionsrisiko niedrig zu hal-
ten, rät die Nachhaltigkeitsexpertin Pe-
tra Thomas zu Reisen in die Natur. „Ich 

würde Lehrkräften nahelegen, sich mit 
ihren Klassen gezielt in die Natur zu be-
geben“, sagt sie. „Das bietet aktuell die 
beste Voraussetzung einer aktiven Er-
holung beim Wandern, Spazieren, Rad- 
oder Kanufahren mit gleichzeitig niedri-
gem Risiko.“ Eine gute Möglichkeit seien 
auch organisierte Wildniscamps oder 
Wandertouren in die Berge. „Mit einer 
guten naturkundlichen Begleitung kann 
dies Einblick in den Naturschutz geben 
und den sozialen Zusammenhalt der 
Klassen stärken – und natürlich auch die 
Einschränkungen der Pandemie etwas 
vergessen lassen“, sagt Thomas. Genau 
das wäre auch am klimafreundlichsten.

Verena Kern, 
stellvertretende Chefredakteurin des  
Online-Magazins klimareporter°

*www.de-ipcc.de
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// Immer mehr Kitas bringen Kin-
dern spielerisch Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit näher, doch ener-
gieeffizient sind ihre Gebäude in 
der Regel nicht. Bei Solaranlagen 
& Co. haben die Einrichtungen 
kaum Mitsprachemöglichkeiten. //

Zwischen Haselnuss- und Holunder-
sträuchern ragt auf dem Außengelän-
de der Kita Zuckerrübe in Sulzbach im 
Taunus ein kleines Windrad hervor: Die 
silbernen Rotorblätter glänzen reglos in 
der Sonne. Davor steckt im Mulchbo-
den eine Infotafel mit einem Smiley, in 
den Augen winzige Glühbirnen. „Wenn 
Wind kommt“, ruft ein kleines Mäd-
chen, „dreht es sich.“ Ein Junge nickt: 
„Und wenn es sich ganz doll dreht, 
leuchten die Augen rot.“ Viel Energie 
produziert das Windrädchen nicht. 
Aber darum geht es auch nicht. In ers-
ter Linie sollen die Kinder mit eigenen 
Augen erleben, dass Strom mit der Kraft 
der Natur erzeugt werden kann. Die 
Kita Zuckerrübe im Rhein-Main-Gebiet 
gehört zu den wenigen klimaneutralen 
Einrichtungen bundesweit.

Die Gemeinde hat beim Neubau vor 
einigen Jahren sehr viel Wert auf Ener-
gieeffizienz gelegt: Die Kita besteht aus 
sechs kleinen Holzbungalows mit Solar-
panels auf den schrägen Dächern. Die 
Sonne geht über den Weizenfeldern auf 
und scheint nahezu den kompletten Tag 
über aufs Gebäude, in der Ferne sind die 
Hochhäuser von Frankfurt am Main zu 
sehen. „Die Einrichtung erwirtschaftet 
selbst, was sie an Strom braucht“, sagt 
Peter Becher von der Gemeindeverwal-
tung, zuständig für Bauen und Objekt-
betreuung, „mal mehr, mal weniger, je 
nachdem wie die Sonne scheint.“ Was 
an Strom übrig bleibt, wird ins örtliche 
Netz eingespeist. Die Photovoltaikan
lage auf den Dächern versorgt auch die 
Luft-Wasser-Wärmepumpe, die mittels 
Fußbodenheizung die Räume im Winter 
heizt und im Sommer kühlt. Und wenn 
es regnet, fließt das Wasser von den 
Dächern durch Rohre direkt in eine Zis-
terne unter der Erde. Der Regentank 
fasst rund 11.000 Liter. „Auch mit Was-
ser versorgt sich das Gebäude selbst.“ 
Für die Kinder spielt im Alltag kaum 
eine Rolle, dass die Kita klimaneutral 

ist. Die dunkelblauen Solarpanels auf 
den Dächern fallen kaum auf, und auch 
von der Zisterne ist von außen nicht viel 
zu sehen. Allerdings wissen die Kinder 
von klein auf, dass sie Wasser draußen 
aus dem Hahn nicht trinken, sondern 
damit nur die Kürbispflanzen oder Erd-
beeren auf ihren Terrassen gießen dür-
fen. Wenn es stark geregnet hat, strömt 
braunes Wasser aus der Toilettenspü-
lung. „Wir besprechen mit den Kindern, 
dass das Regenwasser ist“, sagt Kita-
Leiterin Friederike Zech. „Darüber wun-
dert sich niemand mehr.“ Für die knapp 
100 Mädchen und Jungen zählt vor al-
lem, dass sie im Garten viel Platz zum 
Spielen haben, dass sie mit ihren Fü-
ßen über Wiese und Erde flitzen, über 
Baumstämme balancieren, mit Wasser 
plantschen oder sich hinter Büschen 
verstecken können. „Uns ist wichtig, 
dass die Kinder in einer natürlichen 
Umgebung aufwachsen“, betont Zech. 

„Strom- und Wasserwächter“
Auch im Alltag lege die Einrichtung des 
Deutschen Roten Kreuzes (DRK) viel 
Wert auf Umweltschutz, erklärt die Ki-

Mehr, als nur Müll zu sammeln
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rDie Kita Zuckerrübe in Sulzbach im Taunus gehört zu den wenigen klimaneutralen Einrichtungen bundesweit. 

Die Photovoltaikanlage auf den Dächern produziert mehr Strom, als die Einrichtung selbst verbraucht, und 
versorgt auch eine Luft-Wasser-Wärmepumpe, die mittels Fußbodenheizung die Räume im Winter heizt und 
im Sommer kühlt. Und wenn es regnet, fließt das Wasser von den Dächern durch Rohre direkt in eine Zisterne 
unter der Erde. Damit wird unter anderem die Toilettenspülung betrieben.
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ta-Leiterin. So lernten schon die Kleins-
ten, Abfall zu trennen – und kürzlich 
stürmten alle los, um Müll in der Natur 
einzusammeln. Ein Koch bereitet täglich 
frisches Essen zu, achtet auf regionale 
und saisonale Produkte. Wenn die Kin-
der im Sommer draußen Johannisbee-
ren pflücken, wird daraus in der Küche 
leckerer Sirup für Pfannkuchen gekocht. 
Einmal pro Woche gibt es einen vegeta-
rischen Tag. Die Pädagogin hat vorher in 
anderen Einrichtungen gearbeitet. „Der 
Unterschied ist enorm“, sagt Zech. Viele 
Kitas hätten noch nicht so ein Bewusst-
sein für Umweltschutz, da lande oft der 
gesamte Müll in einer Tonne, und zum 
Imbiss gebe es fertige Snacks, einzeln in 
Plastik eingepackt.
Doch in Kitas findet ein Umdenken statt. 
Susanne Schubert, Vorstand von Inno-
wego – Forum Bildung & Nachhaltigkeit 
eG und Leiterin des Klima-Kita-Netz-
werks, berichtet, dass immer mehr Trä-
ger nach Wegen suchten, in ihren Ein-
richtungen Klimaschutz zu fördern. Sie 
ist überzeugt: „Das Thema Nachhaltig-
keit ist in den Kitas angekommen.“ Viele 
Einrichtungen nähmen ihren Bildungs- 
und Erziehungsauftrag sehr ernst. „Die 
größte Herausforderung ist, das Thema 
größer zu ziehen“, sagt Schubert, „da 
besteht noch Handlungsbedarf.“ Akti-
onen wie Müllsammeln und Abfalltren-
nen bieten erste Ansatzpunkte. Ihrer 
Meinung nach kommt es jedoch darauf 
an, den Alltag im gesamten Kita-Betrieb 
nachhaltiger zu gestalten. 
Dabei spielt die Kinderbeteiligung eine 
große Rolle. In einer Einrichtung pas-
sen Kinder zum Beispiel als „Strom- und 
Wasserwächter“ auf, dass Energie und 
Trinkwasser nicht verschwendet wer-
den. Sie sortieren altes Spielzeug aus, 
reparieren oder verschenken es – und 
nähern sich so dem Thema nachhaltiger 
Konsum an. Und sie setzen sich mit ih-
rer Ernährung auseinander: Was essen 
wir zum Frühstück? Wie viel Müll fällt 
dabei an? Und wie sieht es damit aus, 
wenn wir auf dem Markt oder im Un-
verpacktladen einkaufen? „Wichtig ist, 
dass die Kinder Handlungsalternativen 
kennenlernen“, betont die Expertin. 
Leider gilt für viele Kitas: „Sie haben 
meist wenig Einfluss auf das Gebäude“, 
sagt Schubert vom Klima-Kita-Netz-
werk. Ob das Dach begrünt oder die 

Außenwand gedämmt wird, können sie 
nicht selbst entscheiden. Ihre Kollegin 
Sabrina Ranke berichtet, eine Solaranla-
ge auf dem Dach sei oft noch die Ausnah-
me. Laut Schubert gibt es bisher nur we-
nige klimaneutrale Kitas in Deutschland. 
Mitunter wüssten die Mitarbeitenden 
nach personellen Wechseln nicht einmal 
davon. „Hier gibt es Chancen, die noch 
stärker genutzt werden können.“ Auch 
auf den Betrieb hätten Kitas mitunter 
nur begrenzten Einfluss. Einige könnten 
nicht frei wählen, wie gekocht wird oder 
welche Speisen auf dem Tisch landen. 
Mehr Bio? Weniger Fleisch? „Das hängt 
zum Teil von den Beschaffungsvorgaben 
und vom Budget ab.“ 

Eine Frage des Geldes
Am Ende ist alles eine Frage des Geldes. 
Und des politischen Willens. Möglich 
sei alles, betont Becher von der Sulz-
bacher Gemeindeverwaltung. Klar las-
se sich Klimaschutz bei einem Neubau 
auf dem Feld einfacher umsetzen. Aber 
auch alte Gebäude könnten nachträg-
lich mit Zisternen, Photovoltaikanlagen 
oder Luft-Wasser-Wärmepumpen aus-
gestattet werden. „Da spielt der Geld-
faktor eine wichtige Rolle“, fügt der 
Bauexperte hinzu. Sulzbach befindet 
sich im sogenannten Speckgürtel von 
Frankfurt und steht finanziell besser da 
als manch andere Kommune. „Wir sind 

auch bereit, mehr Geld in die Hand zu 
nehmen“, sagt Bürgermeister Elmar Bo-
ciek (CDU). Seit vielen Jahren würden 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz in der 
Gemeinde großgeschrieben, quer durch 
alle Parteien. Seit den 1980er-Jahren sei 
zum Bespiel vorgeschrieben, dass Neu-
bauten in Sulzbach mit einer Zisterne 
ausgestattet werden müssen. Und auf 
allen öffentlichen Gebäuden – Rathaus, 
Wasserwerk, Bauhof und Schützen
verein – hat die Gemeinde sogenannte 
Bürgersolaranlagen errichtet. Das Prin-
zip entspricht einer Genossenschaft: 
Die Bürgerinnen und Bürger beteiligen 
sich finanziell an der Anlage, profitieren 
dafür auch vom Ertrag. „Die Resonanz 
ist super“, sagt Bociek. „Es gibt sogar 
eine Warteliste.“ 
Auch den Bau der Kita hat die Gemein-
de komplett selbst in die Hand genom-
men  – und lediglich einen Betreiber 
gesucht. Schließlich wollten sie das 
Gebäude bei Bedarf für eine andere 
Nutzung umwandeln können, berichtet 
Becher. Zum Beispiel in eine Senioren-
residenz. Sollte es in Sulzbach irgend-
wann nicht mehr so viele Kinder geben, 
könnten alte Menschen in die Holzbun-
galows einziehen – und neben Johannis-
beersträuchern ihren Tee trinken. 

Kathrin Hedtke, 
freie Journalistin

Mit dem kleinen Windrad kann zwar nicht viel Energie produziert werden, aber die 
Kinder der Kita Zuckerrübe lernen so, dass Strom mit der Kraft der Natur erzeugt 
werden kann.
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// Sie ist die nach eigenen 
Angaben klimafreundlichste 
Universität Deutschlands: die 
Leuphana-Universität in Lüne-
burg. Das selbstgesteckte Ziel 
der Klimaneutralität haben die 
Verantwortlichen dort schon 
2014 erreicht – durch kleine und 
große Schritte, die Lehrende und 
Studierende bis heute gemein-
sam gehen. //

Die erste und bislang einzige Uni im 
deutschsprachigen Raum mit einer 
Fakultät Nachhaltigkeit. Die erste kli-
maneutrale Hochschule der Welt. Ein 
Eingangssemester, in dem sich alle 
Studierenden fächerübergreifend mit 
nachhaltigen Themen beschäftigen. 
Wer einen Vorreiter in Sachen Nachhal-
tigkeit und Klimaschutz an Hochschu-
len sucht, landet zwangsläufig an der 
Leuphana-Universität Lüneburg. „Das 
war ein langer Prozess, der schon in den 
1990er-Jahren begonnen hat“, weiß 
Irmhild Brüggen, Nachhaltigkeitsbeauf-
tragte der Uni. Ausgangspunkt für die 
grüne Bewegung war 1987 der Brundt-
land-Bericht der Vereinten Nationen, in 
dem es hieß: „Dauerhafte Entwicklung 

ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskie-
ren, dass künftige Generationen ihre 
eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können.“ Eine Gruppe von Forschenden 
nahm das damals zum Anlass, sich mit 
den praktischen Konsequenzen dieser 
Aussage sowie der daraus hervorge-
gangenen Agenda 21 konkret für die 
Hochschule auseinanderzusetzen. So 
kam es unter anderem 1996 zur Ein-
richtung des interdisziplinären Fach-
bereichs Umweltwissenschaften, 2000 
zur Einführung des EU-Umweltmanage-
mentsystems EMAS und 2007 schließ-
lich zur Zielsetzung des klimaneutralen 
Campus. 
„Das zentrale Argument war von An-
fang an: Wenn wir zu solchen Themen 
forschen und lehren, dann müssen wir 
das für unsere Glaubwürdigkeit auch 
leben“, erläutert Brüggen. Senat und 
Präsidium der Uni ließen sich von die-
ser Argumentation überzeugen und be-
schlossen, Klimaneutralität umsetzen 
zu wollen – auch wenn zunächst noch 
gar nicht klar war, wie das tatsächlich 
zu schaffen sein würde. „Wir wussten 
lediglich, dass es innovativere Ansatz-
punkte geben musste als den Kauf 

von CO2-Zertifikaten“, erinnert sich die 
51-Jährige. Es folgten unterschiedliche 
Ansätze, Ideen, Seminare und schließ-
lich ein umfassendes Forschungspro-
jekt zum Thema, das eine Verbindung 
des Uni-Geländes zum angrenzenden 
Stadtteil herstellte. Die Idee dahinter: 
einen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung der Gesellschaft zu leisten 
und entsprechende Kompetenzen bei 
den Bewohnerinnen und Bewohnern 
Lüneburgs zu fördern. Als Ergebnis des 
Projekts zeigte sich, dass die Grundlage, 
diese Ziele zu erreichen, der effiziente 
Umgang mit Energie und Ressourcen 
sein musste.

Viele Puzzleteile
Wer heute über das Uni-Gelände geht, 
erkennt schon an äußerlichen Merk-
malen, dass die Nachhaltigkeit hier 
ganz oben auf der Agenda steht. Ob 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern, 
Leihräder an den Campus-Eingängen, 
Car-Sharing-Stationen, Elektrotankstel-
len, Fairtrade-Kaffee aus Mehrwegbe-
chern oder Bio-Essen in der Mensa: Es 
sind viele unterschiedliche Puzzleteile, 
aus denen sich ein grünes Gesamtbild 
ergibt. Die schon vor sieben Jahren 

Grüner geht immer
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Über eine Senkung des Verbrauchs spart die Leuphana-Universität Lüneburg  
inzwischen 40 Prozent Primärenergie ein, die restlichen 60 Prozent werden 
durch erneuerbare Energien bereitgestellt. Dazu zählen auch die Photovoltaik-
anlagen auf den Dächern der Uni-Gebäude.
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erreichte Klimaneutralität basiert im 
Wesentlichen auf der Vermeidung be-
ziehungsweise dem Ausgleich von CO2-
Emissionen aus den Bereichen Strom 
und Wärme, Wasser- und Papierver-
brauch, Dienstreisen und -fahrzeugen 
sowie Mensa-Essen. Über eine Senkung 
des Verbrauchs spart die Leuphana in-
zwischen 40 Prozent Primärenergie ein, 
die restlichen 60 Prozent werden durch 
erneuerbare Energien bereitgestellt. Al-
lein eine im Rahmen eines Forschungs-
projekts entwickelte Kampagne zum 
achtsamen Umgang der Hochschulmit-
glieder mit Strom und Wärme führte zu 
Energieeinsparungen von 10 Prozent. 

Erhöhung der Biodiversität
Bestandsgebäude wurden ebenso bau-
lich-energetisch saniert wie die alten 
Rohre des Wärmenetzes. Ein Blockheiz-
kraftwerk liefert seit 2014 Wärme aus 
komplett regenerativer Energie, was 
in der Bilanz zu einem negativen CO2-
Wert für den Wärmeverbrauch führt. 

Dadurch können in anderen Bereichen 
entstehende Emissionen intern kom-
pensiert werden. Für das 2017 eröffne-
te neue Zentralgebäude entwickelten 
Lehrende der Leuphana ein neuartiges 
Energiekonzept, das unter anderem 
technologische Innovationen wie eine 
schaltbare Verglasung, den Einbau von 
energiespeichernden Phasenwechsel-
materialien* sowie verschiedene Bau-
steine für eine nutzerabhängige Gebäu-
deleittechnik umfasst. „Klimaschutz ist 
aber nicht nur Technik“, macht Brüggen 
deutlich. „Da spielen auch andere As-
pekte wie Ökologie und Mobilität eine 
wichtige Rolle.“ So setzt die Universität 
diverse Maßnahmen für eine nachhalti-
ge Mobilität um – von der eigenen Fahr-
radwerkstatt über die Teilnahme an Ak-
tionen wie „Mit dem Rad zur Arbeit“ bis 
hin zur Ausweisung des Uni-Geländes 
zum verkehrsberuhigten Bereich.
Die Erhöhung der Biodiversität auf dem 
Campus ist das Ziel konkreter Projekte, 
die Studierende und Lehrende unter-

schiedlicher Studiengänge gemeinsam 
umsetzen. Eines der Aushängeschilder 
ist der 500 Quadratmeter große Biotop-
garten, in dem mehr als 220 Pflanzenar- >>>

Nachhaltige Mobilität spielt an der Leuphana eine 
wichtige Rolle. Die Uni in Lüneburg betreibt eine eige-
ne Fahrradwerkstatt, das gesamte Gelände wurde als 
verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesen, und an den 
Campus-Eingängen gibt es Stationen für Car-Sharing 
und Leihräder. 
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>>> ten wachsen und mehrere Bienenvölker 
leben. Begrünte Dächer, fast 600 Bäume 
sowie eigens hergerichtete Flächen mit 
unterschiedlichen Lebensräumen leisten 
weitere Beiträge für mehr Artenvielfalt. 
Aktuell entsteht auf dem Gelände ein 
kleiner Waldgarten, der erlebbar machen 
soll, wie in einem waldähnlichen, struk-
tur- und artenreichen System Nahrungs-
mittel wie Obst und Nüsse produziert 
werden können. „Bei solchen Projekten 
werden wir praktisch überrannt“, berich-
tet Agnes Friedel, die den Waldgarten 
federführend betreut und im Dekanat 
der Fakultät Nachhaltigkeit für Qualitäts-
management und Studiengangsentwick-
lung zuständig ist. „Die Studierenden 
lechzen danach, ihr theoretisches Wissen 
in die Praxis zu bringen. Mich berührt, 
wie sie sich über die Maßen engagieren. 
Die müssen das im wahrsten Sinne des 
Wortes begreifen und in der Erde wüh-
len.“ In diesem Zusammenhang zeigten 
sich auch die positiven Auswirkungen 
des Komplementärstudiums, betont 
die 50-Jährige  – eine Besonderheit der 
Leuphana, in dessen Rahmen sich die 
Studierenden ab dem zweiten Semester 
für einige Semesterwochenstunden au-
ßerhalb ihrer Disziplin bewegen und ver-
schiedene Wissenschaftskulturen ken- 
nenlernen. „Das ist gerade im Bereich 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz wichtig, 
denn die aktuellen Herausforderungen 
lassen sich nicht monodisziplinär lösen.“ 

Mercedes Schroeder hat gerade ihr Ba-
chelor-Studium im Fach Umweltwissen-
schaften abgeschlossen und ist eine der 
im Waldgarten-Projekt Aktiven. Sie be-
kam ihren ersten Impuls, sich mit Nach-
haltigkeit auseinanderzusetzen, als sie 
vor Jahren im Erdkundeunterricht den 
Film „Eine unbequeme Wahrheit“ von 
Al Gore sah. „In meiner Bubble ist der 
Klimawandel ein großes und auch be-
lastendes Thema“, macht die 24-Jähri-
ge deutlich. „Wir haben während des 
Studiums immer wieder darüber dis-
kutiert, wie wir damit umgehen – auch 
psychisch. Das belastet wirklich alle.“ 

Schritt für Schritt
Letztlich gebe es aus ihrer Sicht nur zwei 
Möglichkeiten: Resignation oder Aktivis-
mus. Dass sich Schroeder für die zweite 
Alternative entschieden hat, wird schon 
allein an der Wahl ihres Studienfachs 
deutlich. Sie wolle einen Beitrag dazu 
leisten, die Dinge zu verbessern, sagt sie: 
„Und mit Verbesserung meine ich nicht 
den kapitalistischen Ansatz von höher, 
schneller, weiter. Sondern ich meine das 
im Sinne einer Wertschätzung der Na-
tur gegenüber – und davon kann es gar 
nicht genug geben. Darum wird es auch 
immer weitergehen.“ 
Das sieht die Nachhaltigkeitsbeauftrag-
te Brüggen ebenso. Dass die Leuphana-
Universität schon seit 2014 klimaneu
tral ist, sei erst recht ein Ansporn, den 

eingeschlagenen Weg fortzusetzen. 
„Nachhaltigkeit ist ein Prozess, der nie 
zu Ende ist“, betont sie. Für andere 
Hochschulen, die diese Richtung ein-
schlagen wollen, hat sie zwei grundle-
gende Tipps parat: zunächst schauen, 
welches Know-how schon vorhanden 
ist. Und dann mit kleinen Dingen be-
ginnen und Schritt für Schritt größer 
werden. „Wir haben zum Beispiel mit 
Aufklebern auf den Lichtschaltern an-
gefangen, die beim Verlassen des Rau-
mes daran erinnern sollten, das Licht 
auszumachen“, erinnert sie sich. Ent-
scheidend sei allerdings auch, dass die 
Hochschulleitung diesen Weg tatsäch-
lich aus Überzeugung gehen wolle. „Der 
Bottom-up-Ansatz ist toll, aber irgend-
wann braucht es ein Commitment von 
oben. Und die personellen Ressourcen, 
das dann auch umzusetzen.“

Anne-Katrin Wehrmann, 
freie Journalistin

*Phasenwechselmaterialien sind Ma-
terialien, die technisch genutzt werden 
können, indem sie während ihres Pha-
senwechsels abhängig vom jeweiligen 
Schmelzpunkt und der Umgebungs-
temperatur Wärme oder Kälte abgeben 
bzw. aufnehmen können. Meist wird 
der Phasenwechsel von fest zu flüssig 
genutzt.
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„In meiner Bubble ist der Klimawandel 
ein großes und auch belastendes Thema“, 
sagt Mercedes Schroeder. Die 24-Jährige 
hat an der Leuphana-Universität Lüne-
burg Umweltwissenschaften studiert und 
betont, dass das Thema Klimawandel die 
junge Generation auch physisch belaste.

„Wenn wir zu Themen wie Nachhal-
tigkeit und Umweltschutz forschen 
und lehren, dann müssen wir das für 
unsere Glaubwürdigkeit auch leben“, 
betont die Nachhaltigkeitsbeauftragte 
der Leuphana-Universität Lüneburg, 
Irmhild Brüggen.

Agnes Friedel betreut den Waldgarten 
an der Leuphana-Universität Lüne-
burg. Sie sagt: „Die Studierenden 
lechzen danach, ihr theoretisches 
Wissen in die Praxis zu bringen. Mich 
berührt, wie sie sich über die Maßen 
engagieren.“

Erziehung und Wissenschaft  | 09/2021

16 KLIMAWANDEL



Die Serviceplattform für kommunale Alkoholprävention

Gemeinsam sind wir stärker: Wir unterstützen Sie bei Ihrer 
Präventionsarbeit – aktiv vor Ort und digital. Auf www.vortiv.de 
 nden Sie bundesweite Angebote, zahlreiche Materialien und 
den direkten Kontakt zur individuellen Beratung.

Besuchen Sie uns unter www.vortiv.de oder nutzen Sie unsere 
Beratungshotline 08000 86 78 48

www.vortiv.de

Hotline   08000 86 78 48

BZGA-21-04859_Anzeige_Vortiv_225_x_300.indd   1 15.07.21   11:06



// Die Hochschule für nachhaltige 
Entwicklung im brandenburgi-
schen Eberswalde bildet Studie-
rende nicht nur für den Job aus, 
sondern auch für eine klimage-
rechtere Zukunft. //

Kein Studium in Deutschland ist so 
beliebt wie Wirtschaftswissenschaften: 
Rund 230.000 Studierende bereiten 
sich darauf vor, eines Tages die Geschi-
cke von Unternehmen, Geschäften oder 
Banken zu lenken; fast so viele wie an-
gehende Juristen und Ingenieure zusam-
men. Auch Charlotte Hillemann, soeben 
im Besitz ihres Abiturs, wollte sich in die 
lange Riege einreihen, vorbereitet un-
ter anderem durch einen Leistungskurs 
Sozialwissenschaften, der immer wieder 
sozialökologische Themen mit Wirt-
schaft zusammenbrachte. Um so ent-
täuschter war sie, als sie sich die Wirt-
schafts-Studiengänge näher anschaute: 
„Nahezu nirgends wird ein Augenmerk 
darauf gerichtet, wie klimagerechtes 
Wirtschaften ausschaut.“ Erst als die 
junge Bochumerin ihren geografischen 
Blick weitete, wurde sie fündig: An der 
Hochschule für nachhaltige Entwick-
lung Eberswalde, nordöstlich von Berlin, 
stieß sie auf den Bachelor-Studiengang 
„Nachhaltige Ökonomie und Manage-
ment“, kurz NOEM. Im Juni loggte sie 
sich in den – virtuellen – Tag der offenen 
Tür ein. Ziel des Studiengangs sei, hörte 
sie zu ihrer Freude, die Entwicklung von 

Wirtschaft und Wirtschaftssystemen 
immer auch unter dem Aspekt des ver-
antwortungsbewussten Umgangs mit 
Ressourcen zu betrachten.
Konkret besteht der Studiengang aus 
drei Säulen: der klassischen Betriebs-
wirtschaft, inklusive Personalmanage-
ment und Rechnungswesen, der Volks-
wirtschaft mit grundlegenden Inhalten 
zu Mikro- und Makroökonomie – und 
Nachhaltigkeit. Letztere verbindet den 
Mikro- mit dem Makro-Blick: Einerseits 
werden Grundlagen des betrieblichen 
Umweltmanagements vermittelt – etwa 
in das Upcycling von Produkten und 
nachhaltige Wertschöpfung in kleinen 
und mittleren Unternehmen einge-
führt. Andererseits geht es um das 
große Ganze wie die Klimaziele der 
Vereinten Nationen.

Nachhaltige Lösungen
Für das Erreichen dieser Ziele steht die 
Hochschule Eberswalde, 1830 als Höhe-
re Forstlehranstalt gegründet, ebenfalls 
Modell: Bei Strom und Wärme setzt sie 
auf Ökostrom und Holzpellets, Dienstrei-
sen per Kurzstreckenflug werden nur in 
Ausnahmefällen bewilligt. Weil das nicht 
reicht, um den ökologischen Fußabdruck 
so klein wie angestrebt zu halten, wird 
ein Teil des Etats in Klimaschutzprojekte 
investiert – so darf sich die Hochschu-
le als klimaneutral bezeichnen. Dabei, 
Nachhaltigkeit in den Fokus zu rücken, 
helfen zudem Campusgärten und eine 

Wald-Kita, ein Foodsharing-Kühlschrank 
und Carsharing-Autos. Prof. Heike Walk, 
Politikwissenschaftlerin und noch bis 
September Interimspräsidentin, sagt: 
„Ob in der Hochschulgovernance oder 
bei Projekten mit der regionalen Wirt-
schaft: Unser Ziel ist, immer nachhaltige 
Lösungen ins Zentrum zu stellen.“ In ei-
ner strukturschwachen Region wie dem 
Barnim und der Uckermark komme das 
zuweilen „echter Pionierarbeit“ gleich, 
ergänzt Walk. 
Bei den Studierenden, das macht der 
Tag der offenen Tür deutlich, ist das 
Interesse an Inhalten groß, die das Ent-
weder-oder von Wachstum und Nach-
haltigkeit durch ein Sowohl-als-auch 
ersetzen. Es gibt zahlreiche Rückfragen, 
auch von der Bochumerin Hillemann. 
Drei Tage später am Telefon hat sie sich 
bereits entschieden: „Ich bin schon auf 
Zimmersuche“, erzählt sie. Damit dürfte 
sie eine von 135 Pionierinnen und Pio-
nieren sein, die im Wintersemester in 
den NOEM-Bachelor starten – erstmals 
übrigens. Präsidentin Walk: „Im Zuge 
der immer drängenderen Herausfor-
derungen im Bereich des Klimawandels 
und der Biodiversität und angesichts 
einer so aktiven Fridays-for-Future-Ge-
neration, die das Nachhaltigkeitsthema 
stärker in den Fokus ihrer Ausbildung 
rücken will, beschlossen wir: ‚Als Hoch-
schule für nachhaltige Entwicklung 
können wir hier eindeutigere Schwer-
punkte setzen.‘“ 

„Echte Pionierarbeit“
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Wirtschaftswissenschaftliche Studiengänge, die die Entwick-
lung von Wirtschaft und Wirtschaftssystemen immer auch  
unter dem Aspekt des verantwortungsbewussten Umgangs mit 
Ressourcen betrachten, gibt es in Deutschland noch zu selten.
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DAS WELTREISENDE 
KLASSENZIMMER 

• Verantwortungsbewusst und zukunftsorientiert 
 denken und handeln erlernen
• Nachhaltig und klimafreundlich kochen in der FRoSTA-Kochschule
• Mit Wissenschaftlern des Klimahauses diskutieren
• Wetter und Klima erleben und verstehen
• Fremde Kulturen und Lebensräume begreifen

Weitere Informationen unter www.klimahaus-bremerhaven.de

Das Klimahaus Bremerhaven erhielt bereits mehrfach die Auszeichnung 
als Lernort der höchsten Kategorie des UNESCO-Weltaktionsprogramms 
Bildung für nachhaltige Entwicklung.

Im Klimahaus Bremerhaven 8° Ost gehen Schüler*innen auf eine Klimareise um 
die ganze Welt. Sie können in der außergewöhnlichen Wissens- und Erlebniswelt:

JETZT 
ANMELDEN:

9. Bildungsforum

am 30.09.21

www.klimahaus- 

bremerhaven.de/ 

bildungsforum

Die umweltfreundliche Alternative fürs Büro: 
Die Ablagen, Stifteboxen und Organizer von 
WERKHAUS werden nachhaltig aus Holzma-
terialen produziert. Einfacher Aufbau dank 
dem original WERKHAUS-Stecksystem. 100 % 
made in Germany.

Gesamtes Sortiment:
werkhaus.de/shop

Holz statt Plastik
Nachhaltige Büro- und Wohnaccessoires

Ebenfalls neu akkreditiert wurde 
der Master-Studiengang NaRegio, 
der Naturschutz mit Regionalent-
wicklung und Bildung für nachhal-
tige Entwicklung (BNE) verknüpft. 
„Eine Kombination, die in Deutsch-
land ziemlich einmalig ist“, erklärte 
Prof. Heike Molitor beim Tag der 
offenen Tür. Wer die Vertiefung 
Umweltbildung/BNE wählt, lernt 

das Management von Bildungsein-
richtungen mit Fokus auf den länd-
lichen Raum ebenso wie die Ent-
wicklung von Bildungsmaterialien. 
Zielgruppe sind vor allem Erwach-
senenbildnerinnen und -bildner, 
die sich auf Nachhaltigkeitsthemen 
spezialisieren, sowie Naturschutz-
expertinnen und -experten, die 
sich als Bildungsreferentinnen und 
-referenten oder pädagogische Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter qua-
lifizieren wollen.

Weiterbildung für Lehrkräfte
Für schulische Lehrkräfte ist vor 
allem der weiterbildende Master 
„Bildung – Nachhaltigkeit – Trans-
formation“ interessant, der in fünf 
Semestern Nachhaltigkeitsthemen 
mit pädagogisch-sozialen Kompe-
tenzen verknüpft. Auch das Ma-
nagement von Bildungslandschaf-
ten, Kommunikationsformen wie 
Social Media, und Digitalisierung 
kommen zur Sprache. Wer keinen 
kompletten Master absolvieren will, 
kann einzelne Zertifikate belegen. 
Ein Schwerpunkt ist das sogenann-
te Service Learning, das Fachlernen 
mit zivilgesellschaftlichem Engage-
ment, in diesem Fall jenes für Nach-
haltigkeit, verbindet. „Ein Konzept, 
das aus der Schule kommt“, erklärt 
Interimspräsidentin Walk, „insofern 
hoffen wir, dass es auch den Weg 
zurück in diese findet, mit beson-
derem Blick auf den Kampf gegen 
den Klimawandel.“

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

Geht es nach der Hochschulrek-
torenkonferenz (HRK), sollen 
sich künftig alle Studierenden 
mit Nachhaltigkeit befassen. 
So steht es in einer Erklärung, 
die der von der HRK mitveran-
staltete Global University Lea-
ders Council (GUC) in Hamburg 
mit 45 Hochschulleitungen aus 
27 Ländern im Juni verabschie-
det hat. Hochschulen seien in 
einer „zentralen Position, um 
die Bewältigung der Folgen 
des Klimawandels zu unter-
stützen“, erklärte HRK-Präsi
dent Prof. Peter-André Alt, 
„sie beeinflussen das Handeln 
der Gesellschaft von morgen, 
indem sie die insbesondere 
von der jungen Generation 
nachdrücklich eingeforderten 
Themen Umweltschutz und 
Nachhaltigkeit aufgreifen und 
zur Grundlage ihres Handelns 
machen.“ Der GUC fordert die 
Integration von Aspekten von 
Umweltschutz und Nachhal-
tigkeit in die Curricula aller 
Studienangebote. � jg

Green Erasmus 
Seit mehr als 30 Jahren fördert die Europäische Union (EU) mit ihrem 
Programm Erasmus den Auslandsaufenthalt von Studierenden in EU-
Ländern. Neu im Programm ist seit diesem Jahr Erasmus+ green. Ziel 
ist es, einerseits den ökologischen Fußabdruck des Programms selbst 
zu verbessern und andererseits einen Beitrag zum gesellschaftlichen 
Wandel hin zu einer nachhaltigen Nutzung von Ressourcen zu leisten. 
So werden Teilnehmende des Programms zu Botschafterinnen und 
Botschaftern für nachhaltige Entwicklung ausgebildet und verstärkt 
Projekte gefördert, deren Arbeitsweise die Belastung der Umwelt 
reduzieren soll und Geförderte bei der Nutzung umweltfreundlicher 
Verkehrsmittel unterstützt (www.eu.daad.de).� Jürgen Amendt
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// Abschaffung des geglieder- 
ten Schulsystems, einheitliche  
Ausbildung der Lehrkräfte,  
hohe Hygienestandards an jeder 
Schule – das alles wurde bereits 
auf der Reichsschulkonferenz 
1920 diskutiert. E&W sprach mit 
Marianne Demmer, ehemals  
GEW-Vorstandsmitglied Schule, 
über die ungebrochene Aktua-
lität der Forderungen von 1920 
und welche Lehren aus der 
Corona-Pandemie gezogen  
werden müssen. //

E&W: In einen Beitrag für die Schriften-
reihe „Eine für alle – Die inklusive Schu-
le für die Demokratie“* blicken Sie auf 
100 Jahre Schulreform in Deutschland 
zurück. Ausgangspunkt ist die Reichs-
schulkonferenz 1920. Was damals dis-
kutiert wurde, ist auch heute noch 
aktuell – zum Beispiel die Forderung 
nach der Einheitsschule. Nur in der DDR 
wurde diese Forderung umgesetzt, und 
eine der ersten Entscheidungen nach 
der Einheit war die Wiedereinführung 
des gegliederten Schulsystems sowie 
des Gymnasiums auch in den damals 
so genannten fünf neuen Bundeslän-

dern. Im Vorwort Ihrer Schrift heißt es: 
„Schools change slower than churches“. 
Ist das deutsche Schulsystem so resis-
tent gegen Reformen wie der Vatikan?
Marianne Demmer: Ganz so pessi-
mistisch bin ich dann doch nicht. Dass 
Schulreformen in Deutschland so lan-
ge brauchen, hat mehrere Gründe. 
Eine These ist, dass es grundlegende 
Änderungen im Schulsystem nur bei 
grundlegenden politischen und gesell-
schaftlichen Änderungen geben kann. 
Die Novemberrevolution 1918 schaffte 
die Voraussetzung dafür, dass man sich 
auf der Reichsschulkonferenz 1920 Ge-
danken über eine radikale Schulreform 
machen konnte und die damals schon 
seit 80 Jahren erhobene Forderung 
nach einem gemeinsamen Schulunter-
richt überhaupt eine Chance bekam. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es er-
neut eine historische Chance für einen 
Wandel, denn alle vier alliierten Sie-
germächte plädierten für ein Einheits-
schulsystem. In den Westzonen gelang 
es aber den Konservativen, eine ge-
meinsame Entwicklung zu verhindern. 
Die Bildungsreformen im Westen in den 
1960er- und 1970er-Jahren – ausgelöst 
durch den sogenannten Sputnik-Schock 

und die Angst vor einem Akademiker-
mangel  – blieben auf halber Strecke 
stecken; sie waren aber ein Anfang.
E&W: Eine erneute Chance gab es 
1989/90 mit der Wende in der DDR und 
der deutschen Vereinigung. Warum 
wurde diese nicht genutzt?
Demmer: Dass man die Chance nicht 
genutzt hat, die Schulstruktur der DDR 
zu übernehmen sowie die Lehr- und 
Lernkultur zu demokratisieren, lässt 
sich vor allem machtpolitisch erklären – 
die DDR war einfach zu schwach, und 
das mehrgliedrige Schulsystem symbo-
lisierte und untermauerte den kultur- 
und bildungspolitischen Hegemonialan-
spruch Westdeutschlands. 
E&W: Das deutsche Schulsystem ist 
nach wie vor von Mehrgliedrigkeit ge-
kennzeichnet. Trotz aller Bemühungen 
von Schulreformerinnen und -refor-
mern hat das Gymnasium in einem oft 
zweigliedrigen Schulsystem überlebt. 
Wie soll sich die Gesamtschule bzw. 
eine auf längeres gemeinsames Lernen 
orientierte Schulform da durchsetzen?
Demmer: Das Problem der Gesamt-
schulen war von Anfang an, dass sie 
sich in einem mehrgliedrigen Schulsys-
tem behaupten mussten. Es gab nur 
ganz wenige Regionen in der Bundesre-

So reformresistent  
wie der Vatikan?
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Marianne Demmer war von 1997 bis 
2013 Mitglied des Geschäftsführenden 
Vorstands der GEW, von 2005 bis 2013 
deren stellvertretende Vorsitzende. Die 
gelernte Grund- und Hauptschullehrerin 
sagt von sich: „Ich bin eine typische Bil-
dungsreserve: weiblich, vom Lande und 
erste Akademikerin in der Familie.“
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Nothilfe ist gut – 
Vorsorge ist besser

Wie entstehen Erdbeben und Wirbelstürme? 
Welche Rolle spielt dabei der Klimawandel? Und wie 
können sich Menschen in bedrohten Regionen auf 
Katastrophen vorbereiten? Lernen Sie unser kostenloses 
Unterrichtsmaterial zu Katastrophenvorsorge kennen 
unter www.Aktion-Deutschland-Hilft.de/schulmaterial
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Weitere Publikationen unter www.rosalux.de

ATLAS DER MIGRATION
Daten und Fakten über 
Menschen in Bewegung 
mit Bildungsmaterial (Video, 
Quiz, PowerPoint -Präsentation 
und Grafikdruckvorlagen)
50 Seiten, Broschur

MIGRATION – EIN UMKÄMPFTES 
MENSCHENRECHT
Migration hat viele Realitäten und Facetten. Dieser Atlas wirbt 
für einen differenzierten Umgang mit ihr. Er ist Informations- und 
Bildungsmaterial zugleich. Er eignet sich für alle Lehrenden, die 
das Thema im Unterricht behandeln wollen. Zahlreiche Karten und 
Illustrationen begleiten die einzelnen Kapitel. Er kann in Klassensatz-
stärke kostenfrei unter www.bestellung.rosalux.de/-p296419471 
bestellt werden.

Download + Bestellung unter: 
www.rosalux.de/publikation/id/40425

Download + Bestellung unter: 
www.rosalux.de/en/publication/id/40425

publik, in denen die Gesamtschule 
die einzige angebotene Schulform 
war. Dort, wo es so war, wurde sie 
von der Bevölkerung angenom-
men, weil sie sowohl hinsichtlich 
der Leistungen als auch des päda
gogischen Konzepts überzeugen 
konnte. Heute geht der Elternwil-
le in vielen Regionen zwar immer 
stärker in Richtung Gymnasium 
bzw. Abitur. Paradoxerweise ist das 
aber eine Chance für Gesamt- und 
Gemeinschaftsschulen. Im Osten 
Deutschlands, aber auch in vielen 
ländlichen Gegenden im Westen, 
haben Kommunen aufgrund sin-
kender Schülerzahlen Probleme, 
ein wohnortnahes Angebot für 
mehrere Schulformen anzubieten. 
Die Lösung könnten Gesamt- oder 
Gemeinschaftsschulen mit allen 
Bildungsabschlüssen sein. 
E&W: Die Corona-Pandemie hat 
die Schwachstellen des deutschen 
Schulsystems offengelegt. Kann 
diese Erfahrung zu einem Umden-
ken in der Schulpolitik führen? 
Demmer: Ich hoffe es. Viel zu lan-
ge wurde in Deutschland Schule 
auf Unterricht reduziert und nicht 
als sozialer Lern- und Lebensort 
begriffen. Wir haben während der  
Pandemie gesehen, dass für die 
meisten Kinder das Schlimmste 
war, dass sie im Lockdown ihre 
Freundinnen und Freunde nicht 
mehr treffen konnten. Allerdings 
sehe ich auch die Gefahr, dass sich 
traditionelle Vorstellungen wieder 
durchsetzen und es nur darum ge-
hen wird, noch mehr Lehrstoff in 
noch kürzerer Zeit mit überholten 
Methoden zu pauken. Die Chance 
für Reformen ist dennoch da, denn 
die Tatsache, dass in der Pandemie 
die eh schon sozial Benachteiligten 
noch weiter abgehängt wurden, 
hat der Forderung von Linken, Grü-
nen und auch Teilen der SPD nach 
mehr Chancengleichheit im Bil-
dungssystem Nachdruck verliehen. 
Hier sind auch die Gewerkschaften 
gefordert. 
E&W: Auf welche Akteure setzen 
Sie noch?
Demmer: Ein wenig auch auf die 
Kultusministerkonferenz (KMK). 

Dem im vergangenen Jahr einbe-
rufenen Bildungsrat der KMK ge-
hören durchaus Menschen an, die 
dem längeren gemeinsamen Ler-
nen offen gegenüberstehen. Mei-
ne größte Hoffnung sind allerdings 
repräsentativ zusammengesetzte 
Bürgerräte, die auf kommunaler 
Ebene aktiv werden können. Das 
größte Hindernis auf dem Weg zu 
einer inklusiven, demokratischen 
Schule besteht nämlich darin, dass 
sich im konservativen Lager die 
schulpolitischen Positionen quasi  
von Generation zu Generation ver- 
erbt haben und deshalb öffent-
lich seit Jahrzehnten die gleichen 
Vorurteile gegen das gemeinsame 
Lernen immer und immer wieder 
wiederholt werden. Bürgerräte 
könnten diese Struktur aufbre-
chen.
E&W: Die Gefahr, dass in solchen 
Bürgerräten wieder die Bildungs
arrivierten sowie die Vertreterin-
nen und Vertreter des Gymnasi-
ums dominieren, sehen Sie nicht?
Demmer: Nein, denn diese Bürger-
räte müssten natürlich repräsenta-
tiv zusammengesetzt sein, und die 
Teilnehmenden würden ausgelost. 
Damit wäre gewährleistet, dass 
nicht nur die Lautsprecher und das 
Bildungsbürgertum zu Wort kom-
men. Solche Bürgerräte und der 
Lehrkräftemangel können die Trei-
ber für eine grundlegende Struk-
turreform sein, andere sehe ich 
derzeit nicht. Allerdings müssen 
die bestehenden Schulen des län-
geren gemeinsamen Lernens nach 
wie vor als gute Beispiele zeigen, 
dass sich Lernqualität und mehr 
Chancengleichheit gegenseitig be-
dingen und nicht ausschließen. 

Interview: Jürgen Amendt, 
Redakteur der „Erziehung und  
Wissenschaft“

*Marianne Demmer: „1920 – 2020. 
Schulreform in Deutschland.  
Eine (unendliche) Geschichte?!“  
Schriftenreihe „Eine für alle –  
Die inklusive Schule“, Heft 7, Aktion 
Humane Schule, Mai 2021, 168 S.
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// Wir brauchen kein wehrhaftes Demokratiegesetz, 
sondern ein Regelwerk, das Demokratie fördert. //

Eine Hausaufgabe, die die Bundesregierung in dieser Legis-
laturperiode nicht erledigt hat, ist die Verabschiedung eines 
Gesetzes zur Demokratieförderung und politischen Bildung. 
Es wurde zwar über – so die beiden alternativen Arbeitstitel – 
ein „Demokratieförderungsgesetz“ oder ein „wehrhaftes De-
mokratiegesetz“ diskutiert, aber eine Verabschiedung letzt-
lich von den Unionsparteien blockiert.
Bisher werden außerschulische politische Bildung und Demo-
kratieförderung des Bundes vor allem über den Kinder- und 
Jugendplan (KJP) sowie das große Programm „Demokratie le-
ben“ ermöglicht. Beides sind Projektförderungen, die zeitlich 
befristet sind und immer wieder neu ausgehandelt werden 
müssen. Das erlaubt den Trägern und Beschäftigten mit Blick 
auf längerfristige Planungen, das Erreichen weiterer Zielgrup-
pen sowie die notwendigen Kontinuitäten ihrer Angebote und 
Formate kaum Sicherheit und Gewissheit.

Demokratie mit Leben füllen
Es ist in der Politik und Gesellschaft weitgehend Konsens, 
dass die schulische und außerschulische politische Bildung 
vor dem Hintergrund tiefgreifender gesellschaftlicher Ent-
wicklungen und Umbrüche eine große Bedeutung hat und die 
Demokratieentwicklung wesentlich beeinflusst. Nur politisch 
aufgeklärte, informierte und engagierte Bürgerinnen und 
Bürger tragen und füllen eine offene, liberale und menschen-
rechtsbasierte Demokratie mit Leben und gehören zu den 
Trägern politischer Willensbildungsprozesse in einer demo-
kratischen Öffentlichkeit.
Vor allem die Demokratie gefährdenden Entwicklungen – der 
rechte Populismus und Extremismus, die Daten zum Antise-
mitismus, Rassismus und insgesamt zu menschenfeindlichen 
Orientierungen bis hin zum Wahlverhalten – haben in der Ge-
schichte der Bundesrepublik die Bedeutung der politischen 
Bildung erneut und nachdrücklich deutlich gemacht. Aktuell 
begründet die Corona-Pandemie – verstanden als Krisener-
fahrung und „Stresstest für die Demokratie“ – mit Blick auf 
die Grundrechte und deren Einschränkungen die Bedeutung 
der politischen Bildung.
Auch der 16. Kinder- und Jugendbericht (KJB) hat aktuell mit 
dem Titel „Förderung demokratischer Bildung im Kindes- 
und Jugendalter“ differenziert begründet, warum Demokra-
tiebildung und politische Bildung zur Grundausstattung und 
Grunderfahrung der jungen Generation gehören. Sie müssen 
in der Schule in allen Stufen und als Schulkultur einen Stel-

lenwert haben, der dem anderer Fächer entspricht und nicht 
mehr aufgrund fehlender Lehrerinnen und Lehrer wiederholt 
von ausbildungsfremdem Bildungspersonal angeboten wer-
den muss.
Im außerschulischen Bereich begründet der KJB die Bedeu-
tung und den Ausbau der politischen Bildung von der Kita 
über die Jugendarbeit bis zur beruflichen Bildung und Arbeits-
welt. Dabei meinen Demokratiebildung und politische Bildung 
nicht nur Wissen, sondern immer auch die Herausbildung ei-
ner kritischen mentalen Grundhaltung und politische Selbst-
positionierung, wirkliche Partizipation und die Erfahrung von 
Demokratie oder demokratischer Praktiken im Austausch mit 
anderen.

Parteiisch und kontrovers
Ein weiteres Merkmal: Politische Bildung ist nie neutral, son-
dern im Rahmen der demokratischen Verfassungsgrundlagen 
immer kritisch und emanzipatorisch, menschenrechtsbasiert 
und parteiisch, kontrovers und diskursiv. Dies zu betonen ist 
wichtig, weil von rechtspopulistischer Seite in vielen parla-
mentarischen Anfragen mit der angeblich gebotenen „Neu
tralität“ argumentiert und hier der für die schulische politi-
sche Bildung bedeutsame „Beutelsbacher Konsens“ – der die 
drei Prinzipien „Überwältigungsverbot“, „Kontroversitätsge-
bot“ und „Schülerorientierung“ formuliert hat – instrumen-
talisiert wird.
Wir brauchen kein „wehrhaftes Demokratiegesetz“, das mehr 
defensiv ausgerichtet ist und sich aus den Logiken der Gefah-
renabwehr und Deradikalisierung, des Sicherheits-/Präventiv-
denkens begründet, sondern ein Demokratieförderungsge-
setz, das politische Bildung absichert und als Daueraufgabe 
einer demokratischen Gesellschaft versteht, das offensiv und 
inklusiv, einladend und partizipativ ist.
Vor allem würde eine gesetzliche Grundlage den Trägern und 
Beschäftigten ermöglichen, noch kreativer und innovativer, 
mit neuen und gerade auch niedrigschwelligen Zugängen 
und Formaten auch solche Zielgruppen zu erreichen, die in 
prekären Verhältnissen arbeiten und leben, die als bildungs- 
und politikfern, demokratiedistanziert und wahlabstinent 
bezeichnet werden.
Dies gesetzlich zu regeln und ein „Recht auf politische Bil-
dung“ zu fixieren, gehört zu den dringlich gebotenen Haus-
aufgaben, die in der nächsten Legislaturperiode anstehen.

Benno Hafeneger, 
Erziehungswissenschaftler der Universität Marburg.
Alle Rechte vorbehalten: (c) Frankfurter Rundschau GmbH

Mehr politische Bildung

Foto: Pixabay/Alexas_Fotos
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Getestet für die Verwendung unter erschwerten 
Bedingungen wie Spritzwasser, Erschütterungen  
oder Staub – was auch immer der Schulalltag bringt. 
Wir beraten Sie gerne, Tel. 0201 22099 844.

www.lenovo.com/EDUCATIONUnbegrenztes Lernen ermöglichen



// Der zunehmende Wirtschafts-
lobbyismus im Schulwesen führt 
zu einem verengten und funktio-
nalistischen Bildungsverständnis. 
Ökonomische und finanzielle Bil-
dung muss hingegen Wirtschaft, 
Politik und Gesellschaft sinnvoll 
verbinden. //

Es vergeht kein Jahr, in dem nicht min-
destens eine Studie in Deutschland 
erscheint, die jungen Menschen gro-
ße Wissenslücken beim Thema Wirt-
schaft und Finanzen bescheinigt. Sie 
stammen zumeist von Organisationen 
der Finanz- und Versicherungsbran-
che. Auch steigt die Zahl kostenloser 
Unterrichtsmaterialien. Unter Titeln 
wie „So geht Geld!“, „Hoch im Kurs“ 
oder „My Finance Coach“ nehmen sie 

für sich in Anspruch, einschlägiges 
Wissen über Finanzen, Geldanlagen 
oder private Altersvorsorge zu ver-
mitteln. 
„Ich bin fast 18 und hab keine Ahnung 
von Steuern, Miete oder Versicherun-
gen. Aber ich kann ‚ne Gedichtsanalyse 
schreiben. In vier Sprachen.“ Mit diesem 
Tweet hatte eine 17-jährige Abiturientin 
Anfang 2015 eine hitzige Diskussion 
über Schule und Bildungsinhalte ausge-
löst, die nicht zuletzt den Vertretern der 
Finanzbildung sehr gelegen kam und bis 
heute für Forderungen Pate steht wie: 
„Wer lernt, Gedichte zu interpretieren, 
sollte auch den eigenen Handyvertrag 
verstehen.“ So Hubertus Pellengahr, 
Geschäftsführer der arbeitgebernahen 
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM) 2019. 

Bevor die Literaturanalyse diskreditiert 
und eilfertig neue Schulthemen prokla-
miert werden, ließen sich die von der 
jungen Frau formulierten Wissensdefi-
zite durchaus anders erklären als durch 
das Versagen der Schule. Das Nichtwis-
sen der Schülerin liegt zunächst darin be-
gründet, dass sie schlichtweg noch nicht 
in der Situation war, eine Steuererklärung 
anfertigen, eine Wohnung mieten oder 
eine Versicherung abschließen zu müs-
sen. Wenn sie – wie viele ihrer Altersge-
nossinnen und -genossen – nun studiert 
und erst in einigen Jahren das Elternhaus  
verlässt, wird sie vieles, was sie mit 17 
über Mieten und Versicherungen oder 
gar über Geldanlagen gelernt haben  
könnte, vergessen haben. Und das ist  

Kampf um die Köpfe

>>>  Fortsetzung auf Seite 25

Wovon Wirtschaftslobbyisten 
träumen …
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vielleicht auch gut so, denn instrumen
telle Informationen hierüber sind nach 
zehn Jahren nicht mehr viel wert. 

Lesen und Rechnen hilft 
Die Funktion und Systematik von Steu-
ern zum Beispiel sind sozialwissen-
schaftliche, bisweilen auch mathema-
tische Fragestellungen und gehören 
als solche in den Unterricht. Das An-
fertigen der Steuererklärung hingegen 
nicht. Die Zinseszinsrechnung ist Teil 
des Fachs Mathematik. Auch ein Han-
dy- oder Mietvertrag kann zum Unter-
richtsthema werden. Aber bitte weder 
individualistisch noch im Sinne von 
trockenem Vertragsrecht, oberflächli-
chem Preisvergleich oder deskriptivem 
Halbwissen, sondern im Rahmen der 
Medienbildung, der sozialwissenschaft-
lichen Fächer oder der Mathematik. 
Auch müssen 17-Jährige nicht die Vor-
teile von Bausparverträgen oder die 
Unterschiede zwischen Aktien und Ob-
ligationen büffeln, wie dies der baden-
württembergische Lehrplan für das 
Pflichtfach Wirtschaft vorsieht. 
In den Studien zur finanziellen Bildung 
ist indessen immer wieder zu lesen, 
dass der Anteil richtiger Antworten auf 
Fragen zum Finanzwissen in der Regel 
mit Bildungsgrad, Einkommen oder 
auch Alter steigt. Daraus ließen sich zu-
nächst ganz andere Schlüsse ziehen. 
Erstens: Wer gut gelernt hat zu lesen 
und zu rechnen, ist auch beim Thema 
Geld besser orientiert. Dasselbe gilt 
übrigens auch für den Kompetenzer-
werb mit digitalen Medien. Man könnte 
also ebenso gut die Verbesserung der 
Lese- und mathematischen Kompeten-
zen sowie die allgemeine Erhöhung des 
Bildungsgrads auf die Agenda setzen. 
Zweitens: Nur wer Geld hat, kann den 
Umgang damit üben oder weiß über 
Anlageformen Bescheid. Hieraus wäre 
ebenso gut zu folgern, dass die unglei-
che Verteilung von Chancen, Vermögen 
und Geld sowie deren Ursachen auf den 
Lehrplan gehören. Drittens: Nur wer ein 
gewisses Alter erreicht hat, wird mit 
zentralen finanziellen Herausforderun-
gen wie Altersvorsorge, Immobiliener-
werb oder Kapitalanlage konfrontiert 
und stillt logischerweise erst dann sei-

nen konkreten Bedarf an Finanzwissen. 
Das spräche schließlich für eine Stär-
kung der Verbraucherpolitik in Form 
unabhängiger Beratung und Unterstüt-
zung, die anlass- und zweckbezogen für 
Familien und Menschen jeden Alters 
offensteht. Gerne auch für Schulen ana-
log der Angebote der Arbeitsagenturen 
zur Berufsorientierung. 
Die Ursachen der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise und deren langfristige Kosten 
für die Allgemeinheit sind freilich nie 
Thema wirtschaftsnaher Studien und 
Materialien. Die Krise wurde in den 
vergangenen Jahren jedoch mitunter 
als Argument für mehr Finanzbildung in 
einer Weise bemüht, als hätte sie ver-
hindert werden können, wenn die An-
legerinnen und Anleger bereits in der 
Schule Wissen über Aktien und ande-
re Geldanlagen erworben hätten. Eine 
solch reduzierte Perspektive übersieht 
nicht nur, dass finanziell hoch gebildete 
Eliten die Krise wesentlich verursacht 
haben. Sie unterschlägt zudem poli-
tische Gestaltungsmöglichkeiten und 
produziert finanzielle Halbbildung. 

Einseitige Ausrichtung
Bei der Forderung nach mehr ökonomi-
scher – und mit ihr finanzieller – Bildung 
wird oft übersehen, wie stark sie in den 
vergangenen Jahren bundesweit bereits 
in den Stundentafeln und Lehrplänen 
aufgewertet worden ist. Nicht zuletzt 
durch die Einführung von Ankerfächern 
wie Politik-Wirtschaft oder Arbeit-Wirt-
schaft-Technik und zumeist zu Lasten 
der politischen Bildung (s. Seite 22). 
Baden-Württemberg hat sogar – auf 
Kosten von Gemeinschaftskunde und 
Geografie – ein Pflichtfach Wirtschaft 
eingeführt. Auch in Nordrhein-Westfa-
len sind die Sozialwissenschaften durch 
den Zuschnitt neuer wirtschaftsorien-
tierter Fächer in Bedrängnis. 
Die GEW hat bereits vor vielen Jahren 
gemeinsam mit dem DGB die einseitige 
Ausrichtung eines separaten Fachs an 
den Wirtschaftswissenschaften kriti-
siert, weil damit wirtschaftsliberale und 
an Effizienz ausgerichtete Perspektiven 
in Schule dominanter werden. Dabei 
drängen sich Dimensionen wie Demo-
kratie, Humanisierung, Nachhaltigkeit, 
Gerechtigkeit oder sozialer Zusammen-
halt – Werte nicht nur der Gewerkschaf-

ten, sondern auch vieler schulischer Rah-
menlehrpläne – besonders beim Thema 
Ökonomie und Finanzwelt förmlich auf. 
Gerade die unregulierten Finanzmärkte 
haben soziale Verwerfungen erzeugt, 
die tief in das Leben junger Menschen 
hineinreichen können. In diesem Sinne 
muss ökonomische Bildung ausgewo-
gen, multiperspektivisch, kontrovers 
und schülerinnen- bzw. schülerorien-
tiert sein. Sie muss in Beziehung ste-
hen zu globalen, gesellschaftlichen und 
persönlichen Schlüsselproblemen, an-
statt ökonomische Probleme einseitig 
oder monodisziplinär zu behandeln und 
schlimmstenfalls die Lernenden auf ihre 
Rolle als Konsumentinnen und Konsu-
menten zu reduzieren. Die Gewerkschaf-
ten haben sich vor diesem Hintergrund 
per Beschluss auf Bundesebene für eine 
gute und umfassende sozioökonomische 
Bildung ausgesprochen, in der verschie-
dene Bezugsdisziplinen verzahnt sind. 
Auch Geldfragen gehören in den Kontext 
von Gesellschaft und Politik. Sie müssen 
so behandelt werden, dass junge Men-
schen sich in der Welt orientieren und 
ihre sozialen Beziehungen, das Zusam-
menleben und die politischen Gestal-
tungsmöglichkeiten reflektieren kön-
nen. In diesem Sinne ist „Finanzbildung“ 
kein separates Lerngebiet, sondern Teil 
von „Wirtschaft“ in der „Gesellschaft“. 

Martina Schmerr, 
Referentin im GEW-Organisationsbereich Schule

Zum Weiterlesen: 
T. Engartner, G.-E. Famulla, A. Fischer, 
Ch. Fridrich, H. Hantke, R. Hedtke, 
B. Weber, B. Zurstrassen: Was ist gute 
ökonomische Bildung? Leitfaden für 
den sozioökonomischen Unterricht. 
Wochenschau-Verlag, Frankfurt am 
Main 2019.
Reinhold Hedtke: Anpassen oder aufklä-
ren? Finanzerziehung und sozioökonomi-
sche Bildung. In: GW Unterricht 152 (4). 
Verlag der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften, Wien 2018.
Martina Schmerr: Finanzielle Bildung: 
Lobbyistischer „Kampf um die Köpfe“ 
oder Verwirklichung eines umfassenden 
Bildungsanspruchs? DIW Vierteljahres-
hefte zur Wirtschaftsforschung.  
Duncker & Humblot, Berlin 2021.

>>>  Fortsetzung von Seite 24
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Inzwischen sind nahezu alle Schulen in das neue Schuljahr 
gestartet, das Kita-Jahr hat längst begonnen, das Winterse-
mester steht kurz bevor. Und erneut sind die Unsicherheiten 
groß – genau wie die Hoffnungen auf so viel Normalität wie 
möglich. Alle Beteiligten sehnen sich nach einem Jahr mit 
Präsenz, mit gemeinsamem Lernen und Gemeinschaftser-
lebnissen sowie einer verlässlichen Jahresplanung. Aber: Die 
Pandemie dauert nun bereits eineinhalb Jahre an, sie hat die 
Schwächen unserer Bildungssysteme gnadenlos offengelegt – 
passiert ist zu wenig, um die Defizite zu beheben. 
Zu Beginn der Pandemie sind wir alle von der Situation über-
rascht worden und konnten nur reagieren, spätestens im 
Frühsommer des vergangenen Jahres hätten aber alle Be-
troffenen bei der Debatte um Maßnahmen in Kitas, Schu-
len, Hochschulen und Weitbildungseinrichtungen beteiligt 
werden müssen. Vor dem jüngsten Schuljahr hatten die 
Kultusminister*innen verkündet, man wolle möglichst viel 
Normalität in der Schule – dafür getan haben sie aber zu 
wenig. Das gleiche gilt für Kitas, Hochschulen und Weiterbil-
dungseinrichtungen. 
Inzwischen haben alle Beschäftigten sowie die Studierenden 
die Möglichkeit, sich impfen zu lassen, die Impfbereitschaft 
der Lehrkräfte ist mit über 80 Prozent sehr hoch. Impfen ist 
neben Hygienemaßnahmen, einem Testkonzept, baulichen 
Investitionen und mehr Personal eine Säule zur Bekämpfung 
der Pandemie. Die Empfehlung der Ständigen Impfkommissi-
on, Kinder und Jugendliche von zwölf bis 17 Jahren zu impfen, 
ist eine Grundlage für die Immunisierung dieser Altersgruppe. 
Niedrigschwellige Impfangebote sind sinnvoll, sichergestellt 
muss dabei sein, dass die Eltern und Ärzte einbezogen sind. 
Impfen kann kein Angebot der Schule sein, dafür muss exter-
nes und medizinisches Personal zur Verfügung stehen. Für die 
Teilnahme an Unterricht oder Vorlesung kann eine Impfung 
keine Voraussetzung sein. Tests sind genau diese Vorausset-
zung. Das heißt aber, dass diese nichts kosten dürfen, sowohl 

an Schulen als auch an Hochschulen. Das ist gerade unter dem 
Aspekt der Chancengleichheit wichtig. Studierende haben in 
den vergangenen Monaten stark unter Corona gelitten, nicht 
nur wegen fehlender Präsenzveranstaltungen, viele sind bei 
der Finanzierung ihres Studiums an ihre Grenzen gestoßen. 
Wenn Tests für die Teilnahme am Studium kostenpflichtig 
werden, bedeutet das gerade für Studierende aus ärmeren 
Familien, die sich nicht impfen lassen wollen, eine hohe finan-
zielle Belastung, die zum Studienabbruch führen kann. Wenn 
die Kultusministerkonferenz sowohl für die Schulen als auch 
die Hochschulen Präsenz verspricht, dann müssen diesem 
Versprechen auch Taten folgen. Es ist unerlässlich, die extrem 
hohe Belastung der Kolleg*innen und Schulleitungen zu redu-
zieren, indem mehr Personal an den Schulen (pädagogisches 
und nicht-pädagogisches) beschäftigt und der Druck gesenkt 
wird, beispielsweise durch eine geringere Unterrichtsver-
pflichtung. 
Unser Ziel ist die Vereinbarkeit des Rechts auf Bildung mit gu-
ten Arbeitsbedingungen und gutem Arbeits- und Gesundheits-
schutz für alle. Dafür gilt es, Leitlinien zu entwickeln, an denen 
sich die Bildungseinrichtungen orientieren können. In diesen 
müssen ein Testkonzept und der Umgang mit Quarantäne
anordnungen geregelt werden. Genauso braucht es eine neue 
Regelung für die Bestimmung der Infektionslage, die Inzidenz-
werte sind sicherlich anders einzuordnen als vor einem Jahr, 
als es noch keinen Impfstoff gab; sie jedoch einfach ohne neue 
oder erweiterte Kriterien wegzulassen, ist keine Lösung. 
Der Digitalpakt muss endlich so umgesetzt und ausgeweitet 
werden, dass allen Beschäftigten sowie Schüler*innen und Stu-
dierenden ein digitales Endgerät zur Verfügung steht und IT-
Expert*innen für eine stabile Infrastruktur sorgen. Unsere For-
derung: Macht die Bildungseinrichtungen endlich krisenfest!

Maike Finnern, 
GEW-Vorsitzende
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Vorteile für 
GEW-Mitglieder!

Das junge Girokonto1

Extrem fl exibel. 
Auch auf lange Sicht.

   0,– Euro fürs Girokonto1

Kostenfrei enthalten:
Kontoführung und girocard
(Ausgabe einer Debitkarte)1

   Weltweit gebührenfrei2

Geld abheben 
  mit der kostenfreien Visa DirectCard2

(Ausgabe einer Debitkarte)

Folgen Sie uns

¹ Voraussetzungen: BBBank-Junges Konto mit Online-Überweisungen ohne Echtzeit-Überweisungen, Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied ab 18 Jahren. Bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres. Danach erfolgt die Umwandlung in ein Girokonto mit monatlichem Kontoführungsentgelt i. H. v. 2,95 Euro, girocard (Ausgabe einer 
Debitkarte) 11,95 Euro p. a.; Eingang Ausbildungsvergütung bzw. Gehalt/Bezüge ab Ausbildungsbeginn/Berufsstart. ² 36 Freiverfügungen am Geldautomaten pro Abrechnungs-
jahr; jede weitere Verfügung 1,50 Euro. Visa DirectCard (Ausgabe einer Debitkarte) ab 18 Jahren bonitätsabhängig möglich. Bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 
0,– Euro p. a. danach 18,– Euro p. a. Voraussetzung: BBBank-Junges Konto. ³ Voraussetzungen: Die Jubiläumsprämie von 150,– Euro setzt sich aus einem befristeten 
Jubiläumsbonus in Höhe von 100,– Euro und einem unbefristeten Startguthaben für GEW-Mitglieder in Höhe von 50,– Euro zusammen. Voraussetzungen für den Jubiläums-
bonus: Eröffnung BBBank-Junges Konto zwischen dem 01.08. und dem 30.09.2021, Neumitglied ab 18 Jahren bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, keine Mitglied-
schaft in den letzten 6 Monaten. Voraussetzungen für das Startguthaben: BBBank-Junges Konto; Genossenschaftsanteil 15,– Euro/Berechtigter Personenkreis Mitglieder 
der GEW. Die Auszahlung erfolgt in 2 getrennten Buchungen und kann bis zu 4 Wochen dauern.

Jetzt informieren 
in Ihrer Filiale vor Ort,
per Telefon unter 0721 141-0 
oder auf www.bbbank.de

www.bbbank.de/gew

150,–
Jubiläumsprämie³
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// Mehr als 6,2 Millionen Erwach­
sene in Deutschland können zwar 
einzelne Buchstaben erkennen 
und Wörter lesen, doch Sinnzu­
sammenhänge zu erschließen, 
gelingt ihnen zumeist nicht 
(s. E&W 9/2019). Der Verlag Spaß 
am Lesen möchte durch Lektüre  
in einfacher Sprache dazu bei­
tragen, diese Menschen zum 
Lesen zu ermuntern und Freude 
an Büchern zu entwickeln. Ein 
Gespräch mit Sönke Stiller, Büro­
leiter des in Münster ansässigen 
Verlages. //

E&W: Die LEO-Studie 2018 „Leben mit 
geringer Literalität“* offenbart er-
schreckend hohe Werte: Welche Per-
sonengruppen der untersuchten 16- bis 
65-Jährigen sind davon betroffen, nicht 
ausreichend gut lesen zu können?
Sönke Stiller: Pauschal kann man das 
nicht beantworten. Da sind diejenigen, 
die früher als funktionale Analphabeten 
bezeichnet und heute gering literalisier-
te Menschen genannt werden, da sind 
von Legasthenie Betroffene, Einwande-
rerinnen und Einwanderer mit geringen 
Deutschkenntnissen, Menschen mit 
niedrigem Bildungsgrad oder auch Per-
sonen, die beispielsweise nach einem 
Schlaganfall das Lesen wieder mühsam 
lernen müssen.
E&W: Ihnen allen können die Bücher Ih-
res Verlages helfen?
Stiller: Alleine sicher nicht. Unsere 
Werke können eine Brücke bauen. Sie 
können neugierig machen. Im Zusam-
menwirken mit anderen Fördermaß-
nahmen der Erwachsenenbildung, die 
sich je nach Ursache für die geringe 
Literalität unterscheiden, entfalten sie 
ihre Wirkung. Wir müssen unterschei-
den: Beherrscht jemand das Lesen in 
seiner Muttersprache gut, hat aber 
mit deutschen Texten Probleme? Hat 
jemand aus neurologischen Gründen 
Schwierigkeiten mit der Schrift? Oder 
gab es Brüche in der Bildungsbiografie? 
Die Bedürfnisse sind im Detail unter-
schiedlich. Trotzdem ist eine einfache, 
klare Sprache für sie alle hilfreich. Und 

um es gleich vorwegzunehmen: Bei un-
seren Büchern streben wir eine hierauf 
gerichtete stärkere Differenzierung an.
E&W: Was kennzeichnet einfache Spra-
che?
Stiller: Bislang existieren dazu keine 
einheitlichen Vorgaben. Ich wünsche 
mir, dass es eines Tages einen Studien-
gang mit klaren inhaltlichen Standards 
gibt. Der Verlag hat interne Richtlinien. 
Darin stehen Dinge wie: kurze Sätze, 
aktiv formulieren, schwierige Begriffe 
meiden oder notfalls erklären. Letztlich 
geht es aber nicht um einzelne Regeln, 
sondern darum, den inhaltlichen Kern 
zu erkennen und verständlich wieder-
zugeben.
E&W: Wie muss ich mir die Buchent-
wicklung vorstellen – werden Titel mög-
lichst eins zu eins übersetzt?
Stiller: Drei Wege führen zum Buch 
in einfacher Sprache. Erstens: Unse-
re Autorinnen und Autoren schreiben 
ihre Geschichten in einfacher Sprache. 
Zweiter Weg: Wir übersetzen Werke 
unserer Partnerverlage in den Nieder-
landen und Großbritannien in einfache 
deutsche Sprache. Drittens: Lizenztitel 
werden entsprechend umgeschrieben. 
Das geschieht nicht eins zu eins. Die 
wesentliche Handlung bleibt jedoch 
erhalten. Grundsätzlich bemühen wir 
uns, den Sprachstil, also beispielswei-

se frech und jung im Jugendroman 
Tschick, beizubehalten. Das Werk rich-
tet sich stark an die junge Generation, 
die bei LEO gar nicht unter die Lupe 
genommen wurde. Aber das Prinzip ist 
bei den Büchern für alle Altersgruppen 
dasselbe. 
E&W: Wie erreichen Sie die Zielgruppe?
Stiller: Das ist genau die zentrale Frage. 
Gering Literalisierte gehen eher nicht 
in Buchhandlungen und Bibliotheken. 
Wir sind auf Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren angewiesen. Auf sol-
che, die Menschen mit geringer Litera-
lität ansprechen, wenn diese an einem 
Punkt angekommen sind, an dem sie 
sich selbst sagen, so geht es nicht wei-
ter. Viele spüren irgendwann, wie sie 
darunter leiden, nicht vollständig am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
zu können, wie sie dadurch isoliert 
werden, weil sie an den kleinsten Din-
gen des täglichen Lebens zu scheitern 
drohen. Stellen Sie sich vor, Sie können 
den Busfahrplan nicht lesen oder müs-
sen schweigen, wenn sich andere über 
Inhalte von Texten in Medien austau-
schen …

Werke, die eine Brücke bauen

Sönke Stiller
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Bücher in einfacher Sprache 
können die Tür zur Literatur 
öffnen. Plötzlich entstehen 
auch bei ungeübten Leserin­
nen und Lesern Bilder im 
Kopf. Das weckt Freude  
am Lesen.
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Bad Waldsee

Depressive Erkankungen
Folgeerkrankungen von chronischer
Stressbelastung wie „Burnout“,
Schlafstörungen, Bluthochdruck,
Kopf- und Rückenschmerzen
Posstraumatische Belastungsstörungen 
Angst- und Panikstörungen
Somatoforme Störungen
Persönlichkeits- und 
Verhaltensstörungen
Essstörungen
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Die familiäre Privatklinik für Psychosomatische 
Medizin und Psychotherapie

Vincera Klinik Bad Waldsee GmbH
Badstraße 28 | 88339 Bad Waldsee | Tel.: 0800 45 40 262

• Epson 3LCD-Technologie für naturgetreue 
und augenschonende Projektionen

• Große Bilddiagonale (bis zu 500")

• Energieeffizient und nachhaltig (TCO zertifiziert)

• Projektor mit Premium-Funktionen: Full HD, Unter-
stützung von 4K-Inhalten, Edge-Blending-Technologie, 
HDBaseT Anschluss und geometrische Korrektur

Education Lösungen 
bei Powered4School

powered4school | dexxIT GmbH & Co. KG | Alfred-Nobel-Str. 6 | 97080 Würzburg 
Preis Stand 10.08.2021 | Alle Preise verstehen sich zzgl. gesetzl. MwSt. 
Es gelten die Zahlungs- und Lieferbedingungen der dexxIT GmbH & Co. KG

Epson EB-L520U
Best.Nr.: 648251
EVP € 2.067,07

Spezielle Preise für Schulen – 
Sprechen Sie uns an!
 +49 931 9708 - 524
www.powered4school.de

Aufgrund seiner hohen Lichtleistung von 5200 Lumen 
und dem speziellen, günstigen Preis für Schulen, 
ist dieser Projektor besonders bei normalen Tageslicht-
verhältnissen im Unterricht geeignet.

Besonders 
lichtstark
zu einem 
sensationellen 
Preis!

E&W: … und im Zweifelsfall keinen 
Job finden. 
Stiller: Ja, das ist eine gravieren-
de Folge. Die Betroffenen können 
nur Aufgaben übernehmen, bei 
denen sie nicht lesen müssen. 
Solche Arbeit wird immer selte-
ner. Und dann handelt es sich oft 
um prekäre Jobs. Das hat für die 
Einzelnen persönliche Konsequen-
zen, aber auch für das Land. Wir 
verschenken Ressourcen, und das 
wird teuer.
E&W: Wer trägt dafür Verantwor-
tung, dass diese Menschen zu we-
nig Unterstützung erhalten?
Stiller: Mit Schuldzuweisungen 
sollte man vorsichtig sein. Es wäre 
beispielsweise völlig falsch, gene-
rell den Schulen die Verantwor-
tung zuzuschreiben, schließlich 
gibt es auch Ursachen jenseits des 
Bildungsweges. Wichtig ist der ers-
te Schritt: Das Problem muss er-
kannt werden. In der Familie und 
der Schule. Es gibt mit Blick auf 
die Schule eine positive Tendenz. 
Der Anteil der Jüngeren, die als ge-
ring literalisiert gelten, sinkt. Man 
könnte daraus schließen, dass die 
individuelle Leseförderung Erfolge 
zeigt. 

E&W: So wird dann also alles besser?
Stiller: Nicht von allein, es braucht 
eine gemeinsame Anstrengung von 
vielen Seiten: Politik, Schulen, El-
tern, Verlagen wie uns. Wir sehen  
gewisse Erfolge, und die sollte  
man auch benennen. Beispielswei-
se steigt die Nachfrage der Schulen 
nach unseren Büchern. So, dass wir 
von der ursprünglichen Konzentra-
tion auf Erwachsene als Zielgruppe 
abgewichen sind und immer mehr 
Literatur für Jüngere veröffentli-
chen. Damit meine ich zum einen 
Jugendbücher wie Erebos oder 
unsere bildreiche und lebensnahe 
„Schnappschuss“-Reihe. Und zum 
anderen Bücher, die ihren Platz 
in der Schule schon längst haben 
und die wir auf einem einfacheren 
Sprachniveau anbieten. Etwa „Im 
Westen nichts Neues“ oder „Die 
Welle“ in einfacher Sprache.
E&W: Was bewirken die Bücher Ih-
res Verlags?
Stiller: Die Werke sind im Wesentli-
chen Erzählungen und Romane und 
keine Sachbücher. Diese sind span-
nend und interessant, fesseln im op-
timalen Fall die Leserschaft so, dass 
sie sich durch das Buch kämpfen. Wir 
nennen das Lesekilometer, die zu-
rückgelegt werden. Plötzlich entste-
hen auch bei ungeübten Leserinnen 
und Lesern Bilder im Kopf. Etwas, 
was sie früher nicht kannten. Das 
weckt Freude am Lesen und wirkt 
extrem motivierend. Ich kenne Fälle, 
in denen Betroffene ein Buch erst 
in einfacher Sprache gelesen und 
schließlich zum Original gegriffen ha-
ben, um sich auch dort hindurch zu 
arbeiten. Das ist natürlich das Opti-
mum. Wir sind uns bewusst, dass je-
der Förderung Grenzen gesetzt sind, 
beispielsweise wenn neurologische 
Gründe die Ursache sind. Aber vie-
le andere Menschen können lesen 
lernen, egal in welchem Lebensalter. 
Die wollen wir unterstützen.

Interview: Stephan Lüke, 
freier Journalist

*leo.blogs.uni-hamburg.de
www.einfachebuecher.de

Werke, die eine Brücke bauen
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// Regierung und Gewerkschaften 
haben in Mecklenburg-Vorpom­
mern ein gemeinsames Vorge­
hen für eine „Gute Schule 2030“ 
beschlossen. //

Wie lässt sich der Arbeitsplatz Schu-
le attraktiver gestalten, wie bleiben 
ältere Lehrkräfte lange gesund, wie 
finden Jüngere den Weg in ländliche 
Klassenzimmer? Das sind Fragen, die 
sich in einem Flächenland wie Meck-
lenburg-Vorpommern besonders laut 
stellen. Um sie zu beantworten, haben 
Gewerkschaften und Lehrerverbände 
mit der Landesregierung unter dem 
Motto „Gute Schule 2030“ einen Pakt 
geschlossen. 
„Wir haben einen Meilenstein für eine 
nachhaltige Verbesserung der Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen sowohl 
für die heute tätigen als auch für die 
angehenden Lehrkräfte erreicht“, freu-
te sich Maik Walm, der gemeinsam mit 
Annett Lindner die GEW in Mecklen-
burg-Vorpommern leitet, als der Pakt 
auf Initiative und nach Verhandlungen 
zwischen GEW, DGB und der Landes-
regierung im April dieses Jahres unter-
schrieben wurde. Im Kern geht es da
rum, dass beide Seiten die Probleme, 
vor denen die Schulen stehen, gemein-

sam definieren und im Schulterschluss 
nach Lösungen suchen wollen. Die Be-
deutung des Abkommens betonte auch 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig 
(SPD) bei der feierlichen Unterzeich-
nung: „Der Bildungspakt macht deut-
lich, dass Bildung in Mecklenburg-Vor-
pommern weiterhin hohe Priorität hat. 
Landesregierung, Gewerkschaften und 
Verbände setzen sich konstruktiv da-
für ein, dass unsere Schulen attraktiver 
werden.“
Es geht den Beteiligten in erster Linie 
darum, die Bedingungen so zu gestal-
ten, dass Lehrkräfte länger gesund und 
im Schuldienst bleiben. Gleichzeitig sol-
len neue Kräfte ausgebildet werden. In 
den kommenden fünf Jahren müssen 
laut der aktuellen Lehrerbedarfsprog-
nose pro Schuljahr zwischen 600 und 
800 freie Stellen neu besetzt werden. 
„Um den hohen Bedarf decken zu kön-
nen, muss an vielen verschiedenen 
Stellschrauben gedreht werden“, sagte 
Ministeriumssprecher Henning Lipski 
der E&W. Dem Land gehe es darum, 
„als Arbeitgeber im Wettbewerb um die 
Fachkräfte attraktiv zu sein“. Der Weg 
dorthin „wird kein Spaziergang“, sagte 
Bildungsministerin Bettina Martin (SPD) 
im Interview mit der Landeszeitung 
E&W. „Der Pakt ist kein kurzfristiges 

Strohfeuer, sondern wird uns über Mo-
nate und Jahre an den Verhandlungs-
tisch holen.“

Gemeinsame Arbeitsgruppen
Seit Juni tagen die gemeinsamen Ar-
beitsgruppen. Zwei Punkte, die Einfüh-
rung von Arbeitszeitkonten und eine 
Zulage für das Referendariat im ländli-
chen Raum, habe das Ministerium be-
reits vorbereitet, berichtet Walm: „So 
können wir über konkrete Vorlagen 
beraten.“ Weitere Themen folgen. Auch 
der Landesvorsitzende geht von einem 
langen Weg aus: „Nachdem wir mit der 
Unterzeichnung des Bildungspaktes 
ein erstes Hochplateau erreicht haben, 
geht es jetzt an die herausfordernden 
Mühen der Ebene und die konkrete in-
haltliche Diskussion und Umsetzung.“
Aus Sicht des Ministeriums sei der Start 
gut verlaufen, sagt Lipski. Ihm ist wich-
tig, dass „die Gespräche auf Augenhöhe 
stattfinden. Alle Partnerinnen und Part-
ner des Bildungspaktes sind sich ihrer 
hohen gemeinsamen Verantwortung 
bewusst.“
Der aktuelle Pakt ist nicht die erste Ver-
einbarung zwischen Gewerkschaften 
und Land: 1995 einigten sich beide Sei-
ten auf ein „Lehrerpersonalkonzept“. 
Damals befand sich Mecklenburg-Vor-

Ein Pakt mit dem Land

Wie in vielen Gegenden Deutschlands  
fehlen auch in Mecklenburg-Vorpommern 
Lehrerinnen und Lehrer. Das Land will den 
Fachkräftemangel unter anderem mit einer 
Erhöhung der Studienplätze beheben.
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Lösungen  
finden!   
Gemeinsam mit  
Forschenden

Schulteams arbeiten mit rund 25 Sozial- 
und Wirtschaftsforschungsinstituten  
an mehr als 50 Herausforderungen von 
heute und morgen. In Projektarbeit 
entwickeln sie eigene Lösungen und 
diskutieren mit Entscheider:innen.

Wirtschaft  Politik  
Gesellschaft  Umwelt

Jetzt anmelden  
yes2022.de/mach-mit

pommern in einer besonderen Situati-
on, denn nach der deutsch-deutschen 
Vereinigung brachen die Geburtenzah-
len ein. Rechnerisch war die Zahl der 
Lehrkräfte damit absehbar zu hoch. Um 
Entlassungen der – angestellten – Päda-
goginnen und Pädagogen zu vermeiden, 
gingen Lehrkräfte aller Schularten flä-
chendeckend in Teilzeit. Erst 2014 wur-
de diese Regelung wieder aufgehoben, 
aber der frühere Gehaltsverzicht und 
die gleichzeitige Erhöhung der Pflicht-
stunden wirken bis heute nach. Nicht 
nur wegen der Gehaltseinbußen, auch 
emotional bedeutete das Lehrerperso-
nalkonzept einen Bruch: „Es wurde von 
den meisten Lehrkräften als sehr ein-
schneidend wahrgenommen“, erinnert 
Walm. Die Rede war von „Zwangs-Teil-
zeit“ bei gleichzeitig steigenden Anfor-
derungen.
Das Land sparte infolge des Lehrerper-
sonalkonzepts zwar Geld, doch die aus-
gedünnten Personaldecken strafften 
sich bis zum Zerreißen, als die Kinder-
zahlen wieder stiegen und stetig neue 
Aufgaben hinzukamen, etwa Inklusion 
oder Digitalisierung. Somit sei es heute 
Zeit für einen neuen Pakt, so Ingo Schlü-
ter, stellvertretender Vorsitzender des 
DGB Nord: „Die DGB-Gewerkschaften 
haben sich 1995 den Herausforderun-
gen nach der Wende gestellt. Für die 
Lehrerinnen und Lehrer bedeutete das 
große persönliche Opfer. Es ist nur fol-
gerichtig, dass auch jetzt, da es drin-

gend darauf ankommt, die Kolleginnen 
und Kollegen in den Schulen zu halten 
und junge Menschen für den Lehrer-
beruf zu gewinnen, auch dies wieder 
im gemeinsamen Prozess zwischen Ge-
werkschaften und Landesregierung zu 
gestalten.“
Die Vertretungen der Eltern und der 
Schülerschaft sowie mehrere Lehrer
berufsverbände in Mecklenburg-Vor-
pommern haben sich bereits im März 
2019 zum „Bündnis Gute Schule in M-V“ 
zusammengetan. Mit dabei ist neben 
GEW und DGB auch die dbb Tarifunion 
mit dem Verband Bildung und Erziehung 
(VBE), dem Philologenverband (PhV) 
und dem Landesverband der Lehrkräfte 
für Berufsbildung im BvLB. 

Wettbewerb um Fachkräfte
So sind durch gemeinsame Verhandlun-
gen schon einige Erfolge erreicht wor-
den. Unter anderem ist an der Univer-
sität Greifswald ein neuer Studiengang 
für das Grundschullehramt entstanden. 
„Dadurch haben wir im Grundschulbe-
reich die Zahl der Studienplätze im Land 
mehr als verdoppelt“, sagt Bildungsmi-
nisterin Martin. Um die Arbeit mit den 
Erst- bis Viertklässlern attraktiver zu 
gestalten, hat Mecklenburg-Vorpom-
mern, wie einige andere Länder auch, 
die Vergütung der Grundschullehr-
kräfte auf A13/E13 angehoben. „Das 
verschafft uns im bundesweiten Wett-
bewerb um neue Fachkräfte einen Vor-

teil“, hofft Martin. Um diese und weite-
re Maßnahmen zu finanzieren, hat die 
Landesregierung ein mit 200 Millionen 
Euro gefülltes „Schulpaket“ verabschie-
det, das über vier Jahre ausgezahlt wird. 
„Geld ist keineswegs alles, aber ganz 
ohne Geld geht es angesichts der ge-
stiegenen Anforderungen auch nicht“, 
heißt es aus dem Ministerium.
Auch über Seiteneinstieg sollen neue 
Lehrkräfte gewonnen werden. Wie ge-
nau die Programme dafür aussehen 
könnten, wird ein Thema der weite-
ren Verhandlungen sein. Strategisch 
sind kurz- und mittelfristige Schritte 
vereinbart worden, um immer wieder 
Ergebnisse vorlegen zu können. Meck-
lenburg-Vorpommern will dabei kein 
Personal auf Kosten anderer Bundes-
länder gewinnen: „Die Lösung des Lehr-
kräfteproblems wird langfristig nicht 
gegeneinander funktionieren“, sagt Mi-
nisteriumssprecher Lipski. Daher gebe 
es über alle Maßnahmen, darunter auch 
den Bildungspakt, länderübergreifend 
einen regen Austausch.
„Die Qualifizierung und Gewinnung 
neuer pädagogisch-arbeitender Fach-
kräfte braucht Zeit und Einsatz“, sagt 
Walm. Für diese schwierige Aufgabe sei 
eine belastbare und langfristige Verein-
barung wie der Bildungspakt eine ange-
messene Antwort. 

Esther Geißlinger, 
freie Journalistin
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// Die Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestags zur 
beruflichen Bildung setzt einen 
starken Reformimpuls für das 
berufliche Schulwesen. Für eine 
Ausbildungsgarantie oder das 
Recht auf Weiterbildung gibt es 
dagegen kein Mehrheitsvotum. //

Durchaus zufrieden ist Elke Hannack, 
stellvertretende DGB-Vorsitzende, mit 
der Arbeit der Enquete-Kommission „Be-
rufliche Bildung in der digitalen Arbeits-
welt“ des Bundestags, die zum Ende der 
Legislaturperiode ihre fast dreijährige 
Arbeit abschloss. Der mit Anlagen 543 
Seiten starke Bericht fand trotz vieler 
Repliken und Gegenrepliken zu den Son-
dervoten zum Gesamtbericht und einzel-
nen Kapiteln einstimmige Zustimmung. 
„Es gab ein starkes gewerkschaftliches 
Engagement. Unsere Sachverständigen 
waren exzellent aufgestellt und gut ein-
gebunden in die Arbeit der wichtigsten 
Fraktionen. Wir hatten dadurch viele 
Möglichkeiten, unsere Themen zu plat-
zieren, wenn auch mit unterschiedlichem 
Erfolg“, beschreibt Hannack die Arbeit.
Als besonders gelungen bewertet sie 
die Handlungsempfehlung für einen 
„Pakt für berufsbildende Schulen“. Für 
eine Ausbildungsgarantie nach österrei-
chischem Vorbild oder einem zukunfts-
trächtigen Aufriss zur Weiterbildung 

gab es zustimmende Empfehlungen nur 
von einem Teil der Kommission – Ziele, 
für die sich beispielsweise die GEW seit 
Jahren stark macht. Für Hannack ist klar: 
Politiker im Bund, den Ländern und Kom-
munen müssen den Konsens bei den be-
rufsbildenden Schulen in der nächsten 
Wahlperiode unbedingt nutzen. „Die 
Enquete-Kommission hat Zukunftsideen 
geliefert, die wir anpacken müssen.“

Kostenfreie Laptops
Der „Pakt für berufsbildende Schulen“ 
fordert eine verlässliche Finanzierung 
der digitalen Lernausstattung und -in
frastruktur. Auf der Basis pädagogischer 
Konzepte sollen die Schulen eigenstän-
dig über die Verwendung der Mittel für 
die Ausgestaltung des digitalen Unter-
richts entscheiden sowie externe IT-
Kräfte die Pflege und den Ausbau der 
digitalen Ausstattung übernehmen. 
„Hierzu gehört auch die Bereitstellung 
von Endgeräten für jede Lehrkraft und 
deren technische Unterstützung bei der 
Weiterentwicklung didaktischer Kon-
zepte. Diese sollen vorrangig fachüber-
greifend in multiprofessionellen Teams 
erarbeitet werden“, heißt es in einer 
der zehn Pakt-Empfehlungen. Eine bun-
desweite digitale Lernplattform wird 
die Unterrichtmaterialien bereitstellen.
Unbedingt ausbauen will die Kommissi-
on auch die digitalen Lehr- und Lernmög-

lichkeiten in der Lehreraus- und -weiter-
bildung. Eine „Rekrutierungsoffensive“ 
soll dabei helfen, den schon chronischen 
Lehrkräftemangel anzugehen. In ihren 
Haushalten müssen die Schulträger be-
rücksichtigen, dass technische Innovati-
onen regelmäßige Sachinvestitionen bei 
der Ausstattung nach sich ziehen.
Ausdrücklich bekennt sich die Enquete-
Kommission in einer der Empfehlungen 
zu regionalen Netzwerken, die alle ört-
lichen Berufsbildungsakteure (Schulen, 
Betriebe, überbetriebliche Berufsbil-
dungsstätten, Bildungsträger) einbe-
ziehen. Die bereits an einigen Orten 
eingeschlagene Profilbildung einzelner 
Schulen (Lernfabriken, Fabrikationsla-
bore) müsse unbedingt weitergehen.
Die Mobilität der Schülerinnen und Schü-
ler sowie eine wohnortnahe Beschulung 
sind nach Auffassung der Kommission 
vor allem im ländlichen Raum durch 
Azubi-Tickets (Länder-Modell 365-Euro-
Ticket), Jugendwohnheime, die Über-
nahme von Fahrt- und Aufenthaltskosten 
beim Blockunterricht, flexible Mindest-
schülerinnen- und -schülerzahlen und 
den verstärkten Einsatz flexibler Me-
thoden des virtuellen Klassenzimmers 
zu unterstützen. Dort, wo immer noch 
Schulgeld zu zahlen ist, gelte es, dieses 
Relikt endgültig abzuschaffen. Und dass 
Schülerinnen und Schüler einen Laptop 
(inklusive einer kostengünstigen „Azubi-

Berufliche Schulen im Fokus
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In ihrem Abschlussbericht spricht sich die Enquete-
Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen 
Arbeitswelt“ für eine verlässliche Finanzierung der 
digitalen Ausstattung und Infrastruktur des beruflichen 
Lernens aus.
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Flexibel unterrichten
Flexibel sein im Spannungsfeld von Homeschooling, Präsenzunterricht, 
geteilten Klassen, Abstands regeln, analog, digital, ... 

Mehr Infos unter www.epson.de/digitalpakt. 
Oder kontaktieren Sie uns per Mail an schule@epson.de.

Flexibel in jeder Unterrichtssituation: 
Epson Projektoren!

DatenFlat“) über die Lernmittelfreiheit 
erhalten, ist für die Kommission eine 
Selbstverständlichkeit.
„Für die Berufsbildungs-Community ist 
die Weiterentwicklung des beruflichen 
Schulwesens jetzt gesetzt“, bilanziert 
Hannack. Dass die Länder, als die Haupt-
verantwortlichen für die beruflichen 
Schulen, in die Arbeit der Kommission 
nicht intensiver einbezogen waren, wer-
tet sie als Manko. „Aber letztlich können 
auch die Länder die ausgestreckten Hän-
de des Bundes und die schlichte Not-
wendigkeit, mehr für berufliche Schulen 
zu tun, nicht einfach ignorieren.“ 

Kontroverse Debatten
Den Diskurs in der Kommission beför-
derte, dass es keinen Einigungszwang 
gab. Unterschiede in kontroversen 
Debatten fielen nicht einfach unter 
den Tisch, sondern wurden im Bericht 
berücksichtigt. Wenn zwei Fraktionen 

eine Position unterstützten, kam sie 
als geteiltes Votum (Pro-Contra) in den 
Report. „Mehrheits- und Minderheits-
meinungen bei einem Zukunftspapier 
zu dokumentieren, entwertet nicht 
den Bericht. Sie spiegeln den Stand der 
Debatte und benennen die zentralen 
Unterschiede. Das ist doch ausgespro-
chen hilfreich“, erläutert die DGB-Vize. 
Bewährt haben sich diese Spielregeln 
auch bei der Kontroverse um die Ausbil-
dungsgarantie (nach österreichischem 
Vorbild). Ein Teil der Kommission sieht 
die über Jahrzehnte hinweg hohe Zahl 
junger Menschen ohne abgeschlossene 
Ausbildung als gravierendes Problem 
und möchte dies durch eine Ausbil-
dungsgarantie angehen – andere sehen 
eine gesetzlich verankerte, vorausset
zungslose „Ausbildungsgarantie“ grund- 
sätzlich kritisch. Der Enquete-Report 
berichtet ausführlich über die strittige 
Auseinandersetzung.

Für eine neujustierte Weiterbildungs-
politik konnte die Enquete-Kommission 
einige Impulse setzen. In diesem, für 
die Zukunft ausgesprochen wichtigen 
Bildungssektor kam sie allerdings häu-
fig über geteilte Voten und Prüfhinwei-
se nicht hinaus. Hannack ist trotzdem 
optimistisch, dass die neue Regierung 
und der Bundestag wichtige Reformak-
zente in der beruflichen Bildung setzen 
werden: „Die Abgeordneten haben sich 
in den vergangenen drei Jahren intensiv 
der beruflichen Bildung angenommen, 
das wird sich auszahlen.“ 

Klaus Heimann, 
freier Journalist

Abschlussbericht der Enquete-Kommis­
sion „Berufliche Bildung in der digitalen 
Arbeitswelt“ (Drucksache 19/30950):  
bit.ly/berufliche-bildung-digital-pdf 
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// In ihren Wahlprogrammen  
versprechen alle Parteien außer 
der AfD, herkunftsbedingte 
Nachteile durch Bildung auszu­
gleichen. Deutliche Unterschiede 
gibt es allerdings bei der Frage, 
wie dies gelingen soll. //

In der Sommerpause kam Bildung im 
Bundestagswahlkampf kaum vor. Dann 
trat, bemüht, ihre Themen wieder 
selbst zu setzen, Annalena Baerbock 
vor die Presse. Die Forderung: eine 
„nationale Bildungsoffensive“, begin-
nend mit einem Gipfel von Bund, Län-
dern und Kommunen bald nach den 
Wahlen. Unterstützt wurde die Kanz-
lerkandidatin der Grünen von Prof. 
Jutta Allmendinger, seit Jahrzehnten 
eine der profiliertesten Kämpferinnen 
für Chancengleichheit. Die Präsiden-
tin des Wissenschaftszentrums Berlin 
für Sozialforschung stellte im Grunde 
allen Wahlprogrammen der vergange-
nen 25 Jahre ein vernichtendes Zeugnis 
aus: „Ungleiche Ausgangslagen werden 
durch das Bildungssystem verstetigt, 
wenn nicht verschärft.“
Was aus der nationalen Offensive wird, 
darf unabhängig vom Abschneiden 
der Grünen als offen gelten. Vorhaben 
mit dem Zusatz „national“ stehen in 
Deutschland unter keinem guten Stern; 
das gilt für den gescheiterten Natio-
nalen Bildungsrat ebenso wie für eine 
„nationale Bildungsallianz“, welche die 
SPD vor den Wahlen 2017 so groß wie 
folgenlos ankündigte (s. E&W 9/2017). 
Das Bemühen um mehr Bund in der Bil-
dung, das zeigt ein Blick in die diesjäh-
rigen Wahlprogramme, wollen dennoch 
mehrere Parteien nicht aufgeben: Die 
FDP setzt sich für eine Reform des Ko-
operationsverbots ein, die Linke will es 
komplett aufheben.
Durch Bildung herkunftsbedingte Nach-
teile auszugleichen, hat sich nur die AfD 
nicht auf die Fahnen geschrieben: Sie 
fordert strikte Segregation in der Bil-
dung, ist für ein mehrgliedriges Schul-

system, für die separate Beschulung 
von Förderschülerinnen und -schülern. 
Alle anderen sprechen sich im Grunde 
gleichlautend für einen möglichen Auf-
stieg durch Bildung aus. Deutliche Un-
terschiede finden sich darin, wie dieser 
gelingen soll: Die Union will zuvorderst, 
auch steuerlich, die Familien entlasten. 
Für Bildungsaufstieg brauche es „für-
sorgliche und unterstützende Eltern, 
engagierte Erzieherinnen und Lehrkräf-
te, ermutigende und inspirierende Aus-
bilder und Professoren“. Auch verpflich-
tende Sprachtests für Kinder im Alter 
von drei Jahren mit anschließender För-
derung stehen im Programm.

Digitale Bildung
Andere Parteien stellen den Fachkräf-
temangel in den Vordergrund. Die SPD 
will die Zahl der „Nachwuchskräfte in 
erzieherischen Berufen“ bis 2030 ver-
doppeln; erreicht werden soll das un-
ter anderem mit einer vergüteten und 
schulgeldfreien Ausbildung und mehr 
Plätzen an Fach- wie Hochschulen. Die 
Linke fordert eine Bundesoffensive 
für zusätzlich 100.000 Lehrkräfte und 
200.000 Erzieherinnen und Erzieher 
sowie Schulsozialarbeit an jeder Schu-
le. Außerdem will die Linke den Kita-
Betreuungsschlüssel bundesweit für 
unter DreiJährige auf 1:3, für Kinder ab 
drei Jahren bei 1:8 festlegen, was den 
Empfehlungen der Wissenschaft ent-
spricht. Auch die Grünen wollen das 
Verhältnis von Erzieherin zu Kindern 
festschreiben, allerdings bei 1:4 und 
1:9. 
Digitale Bildung haben, nach 1,5 Pan-
demiejahren kaum überraschend, alle 
Parteien im Programm. Recht ähnlich 
wollen Union und SPD den bundeswei-
ten Aufbau von Kompetenzzentren, in 
denen oder über die sich Lehrkräfte bil-
den und fortbilden können. Die Grünen 
fordern eine „Bundeszentrale für digi-
tale und Medienbildung“, die auch für 
Schülerinnen und Schüler, Eltern, Bür-
gerinnen und Bürger ansprechbar ist. 

Die FDP setzt sich für die bundesweite 
Einführung der Schulfächer Wirtschaft 
und Informatik sowie den stärkeren Ein-
satz von künstlicher Intelligenz  – Lear-
ning Analytics (s. E&W 11/2019)  – an 
Schulen ein, um mehr individualisier-
tes Lernen und Lehren zu erreichen. 
Demgegenüber mahnt die Linke, Digi-
talisierung dürfe „nicht zum Einfallstor 
der Profitinteressen von Unternehmen 
werden“. Als einzige Partei spricht sich 
die Linke zudem für einen Rechtsan-
spruch auf inklusive Bildung aus. Die 
FDP will die Autonomie der Schulen 
durch mehr „pädagogische, personelle 
und finanzielle Freiheiten“ stärken.
Etwas tun dürfte sich beim BAföG; nicht 
einmal das seit sieben Jahren allein 
zuständige Bundesbildungsministeri-
um will noch, dass es bleibt, wie es ist. 
„Wir werden an das BAföG 
rangehen“, kündigte Minis-
terin Anja Karliczek (CDU) 
in einem Interview im 
August an. Laut Wahl-
programm der Union 
sollen unter ande-
rem die Altersgren-
ze fallen und eine 
zweite geförderte 
Ausbildung mög-
lich werden. Am 
Darlehensmodell 
wird festgehalten. 
Die SPD hingegen 
strebt eine Rück-
kehr zum Vollzu-
schuss an, ebenso 
die Linke, die zudem 
eine automatische 
Anpassung an Lebens-
haltungs- und Wohn-
kosten fordert. Die Grü-
nen wollen das BAföG zu 
einer „Grundsicherung“ 
für Studierende und Aus-
zubildende umbauen, die 
sich aus einem Garantiebe-
trag für alle und einem Be-
darfszuschuss für jene aus 

Zwischen Schuldenbremse 
und Vermögensteuer
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einkommensärmeren Elternhäusern 
zusammensetzt. Die FDP plädiert für 
ein elternunabhängiges „Baukasten-
BAföG“ von 200 bis 400 Euro. Darüber 
hinaus sollen „monatlich anpassbare, 
zinsfreie und erst bei gutem Einkom-
men rückzahlbare Darlehen“ greifen.
Große Unterschiede finden sich beim 
Thema Dauerprekarisierung von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern. Im CDU/CSU-Wahlprogramm 
taucht das Thema nicht explizit auf, sie 
setzt auf mehr Exzellenz durch „zusätz-
liche Leistungskomponenten“. Die SPD 
fordert inzwischen ebenso eine gründ-
liche Reform des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes (WissZeitVG) wie Grüne 
und Linke: Dauerstellen für Dauerauf-
gaben sollen darin ebenso festgeschrie-
ben werden wie verlässliche Tenure-
Tracks zur Professur. Grüne wie Linke 
wollen zudem an das Lehrbeauftrag-

tenmodell ran. Die Linke spricht 
sich außerdem dafür aus,  

den wissenschaftlichen 
„Nachwuchs“ in Ab- 

teilungen oder 
Departments  

zu organisie-
ren (s. E&W 
7-8/2021); 
auch ein flächen- 
deckender Tarif- 
vertrag für 
studentische 
Beschäftig-
te steht im 
Programm. 
Grüne und 
FDP wollen 
für mehr 
Diversität 
in der 
Wissen
schaft 
sorgen; 

die Grünen fordern zudem wirksamere 
Regeln zur Frauenförderung.
In der beruflichen Bildung spricht sich 
die SPD für eine Ausbildungsgarantie 
aus. Auch in Gesundheits- wie Erzie-
hungsberufen sollen duale Ausbildun-
gen, wo immer möglich, die vollschuli-
schen ersetzen. Die Linke will ein „Recht 
auf eine gebührenfreie und vollqualifi-
zierende Ausbildung für alle“, anonymi-
sierte Bewerbungsverfahren sollen die 
Chancengleichheit voranbringen. Die 
Gewerkschaften und Gewerkschafts-
jugenden sollen „bei ihrem Kampf für 
bessere tarifvertragliche Lösungen“ 
unterstützt werden. Einen allgemein-
verbindlichen Tarifvertrag soll es laut 
den Linken auch für Lehrkräfte in der 
Weiterbildung geben, Honorarverträge 
möglichst in feste Stellen umgewandelt 
werden.

Bleibt die Frage, wie die Umset-
zung finanziert werden soll. 

Die Partner der aktuellen 
Koalition sprechen 
sich für die Bei- 
behaltung der 
Schulden-

bremse 
aus. 

Während die 
Union vor allem 
steuerliche 
Entlastungen 
plant, setzt 
sich die SPD 
für eine Ver- 
mögensteu- 
er von 1 Pro-  
zent für Ver- 
mögende 
und einer 
bis zu 3 
Prozent 
höheren 
Ein-

kommensteuer für hohe Gehälter ein. 
Mehr Geld käme dadurch allerdings 
nicht in die Kassen, weil Menschen mit 
geringeren Einkommen entlastet wer-
den sollen, erklärte Finanzminister und 
SPD-Kanzlerkandidat Olaf Scholz jüngst 
in einer Wahlrunde im ZDF. Die Grünen 
wollen die Schuldenbremse durch eine 
Investitionsregel ergänzen, die greift, 
wo „neues volkswirtschaftliches Vermö-
gen“ entsteht – in renovierten und gut 
ausgestatteten Schulgebäuden zum Bei-
spiel. Die FDP will einen Prozentpunkt 
des Mehrwertsteueraufkommens zu-
sätzlich in Bildung investieren, das ent-
spricht rund 2,5 Milliarden Euro – aller-
dings zugleich möglichst viele Steuern 
senken. Mit einer regelrechten Um-
verteilung macht nur die Linke auf sich 
aufmerksam: Sie plant, Vermögen von 

über zwei Millionen Euro mit bis 
zu 30 Prozent zu besteuern, 

die Erbschaftsteuer zu 
erhöhen und auch 

hohe Einkommen 
deutlich stärker 

zu besteuern. Al-
lein: Ein Koaliti-
onspartner da-
für ist nirgends 
in Sicht.

Fo
to
: m

au
riti

us
 im

ag
es
/P
ro
st
oc

k-
st
ud

io
/A
la
m
y/
zp
lu
szDie Bundestagswahl am 

26. September ist auch 
bildungspolitisch eine Rich­

tungswahl. Klar ist: Weder in der 
frühkindlichen Bildung noch in  

der Schul- und Wissenschaftspolitik 
kann es ein „Weiter so!“ geben.  

Die „Positionen der GEW zur Bun­
destagswahl 2021“ finden Sie in E&W 

6/2021 und auf der Website unter: 
www.gew.de/positionen-btw-2021.

 

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin
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// 124 Frauen und 169 Männer 
wurden in den 1970er-Jahren 
wegen „Mitgliedschaft oder 
Unterstützung“ sogenannter 
K-Gruppen aus der GEW ausge­
schlossen, weitere Menschen 
wurden nicht aufgenommen oder 
verloren ihren Rechtsschutz.  
In der Studie „Von den Grenzen 
der Toleranz“ beschreibt der 
Hamburger Historiker Marcel 
Bois die Gründe und Folgen der 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse. //

Wegen eines Antrags verlor eine Breme-
rin 1976 ihre GEW-Zugehörigkeit: „Sie 
unterstützen den Kommunistischen 
Bund Westdeutschlands (KBW)“, hieß 
es in einem harschen Brief des Haupt-
vorstands. Begründung: Ihre Wortmel-
dung enthalte „eindeutig KBW-Forde-
rungen“. Einen Beweis, dass die Frau 
der linken Gruppierung angehörte, gab 
es nicht. In Nordrhein-Westfalen hatten 
zwei Mitglieder 1975 ein KBW-Flugblatt 
mitverteilt  – vor dem Unvereinbar-
keitsbeschluss, der GEW-Mitgliedern 
verbot, die Gruppe zu unterstützen. Es 
sei doch, so schrieben sie an den GEW-
Vorstand, „in der abendländischen 
Rechtsordnung nicht üblich, Vergehen 
rückwirkend zu ahnden“. Das Argument 
half nicht, 22 von 31 Vorstandsmitglie-
dern stimmten für Ausschluss.
Wie es zu diesen – rechtsstaatlich be-
denklichen – Vorgängen kam, arbeitet 
Bois in seiner knapp 150 Seiten starken 
Studie heraus. Er führt die Leserschaft in 
die Zeit des Kalten Krieges und der ´68er-
Bewegung mit ihren Konflikten, die 
auch die GEW fast zerrissen. Gestritten 
wurde über Bildung, Gesellschaftsrollen 
und Staatsverständnis. Die Politisierung 
habe für eine „Verschiebung nach links“ 
gesorgt, schreibt Bois. Bundesweit ge-
hörte geschätzt rund eine Million Men-
schen zum sogenannten linken oder al-
ternativen Milieu. „Die Zeit war geprägt 

von der Suche nach Alternativen und 
Utopien“, so die Historikerin Alexandra 
Jaeger, die in einer eigenen Studie die 
Hamburger Unvereinbarkeitsbeschlüs-
se untersucht hat (s.  E&W  2/2021). Im 
Rahmen dieser Sinnsuche schlossen sich 
Hunderttausende einer der zahlreichen 
sozialistischen, kommunistischen oder 
maoistischen Gruppen an. 

GEW unter Druck
Der GEW brachte die Politisierung neue 
Mitglieder, darunter viele Studierende, 
die offen für linke Ideen waren. Auch 
der Sozialdemokrat Erich Frister, der 
1968 zum GEW-Vorsitzenden gewählt 
wurde und das Amt bis 1981 innehatte, 
bekannte sich zunächst zum Pluralis-
mus. Doch die Gewerkschaft habe un-
ter Druck gestanden, schreibt Bois. So 
beobachteten die konservativen Medi-
en die GEW kritisch, für die „Bild“ war 

sie gar ein „Schwerpunkt linksextremer 
Wühlarbeit“. Misstrauen gab es auch 
von der Politik, vor allem der CDU. Dazu 
trug bei, dass 1972 die RAF-Mitglieder 
Ulrike Meinhof und Gerhard Müller in 
der Wohnung des GEW-Vorstandsmit-
glieds Fritz Rodewald verhaftet wurden. 
Dass Rodewald selbst die Polizei rief, 
half nichts: „Ein ganz schlimmer Links-
radikaler“ sei er, befand das Boulevard-
blatt „Praline“. 
Auch in der eigenen Mitgliedschaft 
prallten die Meinungen aufeinander. 
In diesem Spannungsfeld und vor dem 
Hintergrund des staatlichen Radikalen-
erlasses, der GEW-Mitglieder beson-
ders traf, habe sich der Vorstand genö-
tigt gesehen, „seine Verfassungstreue 
zu beweisen“, schreibt Bois. 
Konkret wurde es, als der DGB im Ok-
tober 1973 einen Unvereinbarkeitsbe-
schluss erließ, den die Einzelgewerk-

Rechtsstaatlich 
bedenkliche Vorgänge
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Protest gegen die Unvereinbarkeitsbeschlüsse der GEW in den 1970er-Jahren.  
Das Bild zeigt eine Aktion gegen den Ausschluss des Lehrers Manfred Köhler aus 
Frankfurt am Main 1977.
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schaften umzusetzen hatten. Kurz 
darauf, im Januar 1974, verab-
schiedete die GEW Hamburg nach 
Konflikten zwischen Mitgliedern 
und Vorstand eine eigene Unver-
einbarkeitsliste. Weitere Landes-
verbände zogen nach, auch der 
Hauptvorstand handelte: Der Ge-
werkschaftstag 1974/75 erteilte 
dem Gesamtverband mehr Befug-
nisse, Ausschlussverfahren lagen 
nun in der Hand des Hauptvor-
stands. 

Berufsverbote drohten
„Der linke Frister – Linke frisst er“, 
lautete ein Spottsatz über den ge-
wandelten Vorsitzenden. Im Mai 
1975 beschied der Vorstand erst-
mals über eine Liste mit 70 Namen. 
Zwar war Widerspruch gegen den 
Ausschluss möglich – allerdings 
beim Hauptausschuss, dem Vor-
standsmitglieder angehörten. We- 
gen dieser Praxis und den un-
klaren Kriterien für Ausschlüsse 
gab es Kritik, sowohl im Vorstand 
von einer Gruppe um die Berliner 
GEW-Vorsitzende Lore Kujawa 
als auch aus den Ländern und der 
Mitgliedschaft. Der Landesverband 
Berlin, dessen Versammlung den 
Unvereinbarkeitsbeschluss ablehn-
te, musste die GEW verlassen und 
wurde erst 1979 wieder aufgenom-
men – dieses besondere Kapitel 
konnte die Studie nur streifen. Was 
in den Landesverbänden im Einzel-
nen geschah, könne Thema künfti-
ger Forschungen sein, sagt Bois.
Neben den Protesten stand die 
Sorge, dass sich die GEW inhalt-
lich einengt, „durch Amputation 
des linken Beins zum bildungspo-
litischen Krüppel“ werde, so ein 
Mitglied. Die Abgrenzung ging so 
weit, dass Angehörige oder Sympa-
thisanten der K-Gruppen bei GEW-
Veranstaltungen nicht im Saal sein 
durften – Funktionären drohte der 
Ausschluss, wenn sie dies nicht 
durchsetzten.
Tatsächlich traten K-Gruppen-Ka-
der oft konfrontativ auf, in einigen 
Gruppen galten Gewerkschafter als 
„Arbeiterverräter“ und „Kapitalis-
tenknechte“. Doch viele derer, die 

nicht im engen Zirkel mitarbeite-
ten, traf der Verlust der GEW-Mit-
gliedschaft hart. Schließlich führte 
sie zum Verlust des Rechtsschut-
zes  – besonders bitter, wenn par-
allel Berufsverbote auf Grundlage 
des Radikalenerlasses drohten. Ob 
es eine Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften und Behörden 
gab, lässt Bois offen. Auffallend 
sei aber, dass Gewerkschaftsaus-
schluss und Berufsverbot oft zeit-
lich beieinander lagen und ähnlich 
begründet wurden. Daher sei denk-
bar, dass Informationen informell 
weitergegeben wurden. Belegt ist, 
dass der DGB bis 1979 Listen aus-
geschlossener Mitglieder an einen 
großen Empfängerkreis verschick-
te, bis Hinweise auf Datenschutz 
dieses Vorgehen beendete.
Der letzte Ausschluss durch den 
GEW-Hauptvorstand fand 1979 
statt, aber erst 1989 strich die GEW 
den Unvereinbarkeitsbeschluss aus 
der Satzung. Als erste Gewerk-
schaft macht die GEW den Schritt, 
die Praxis der Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse wissenschaftlich aufzuar-
beiten. Es gelte, den damals Betrof-
fenen „ein Gesicht zu geben“, so 
die ehemalige Vorsitzende Marlis 
Tepe in ihrem Vorwort zur Studie. 
Die GEW bietet Menschen, die aus-
geschlossen oder nicht aufgenom-
men wurden, eine beitragsfreie 
Mitgliedschaft und eine „Anerken-
nungspauschale“ an. „Wir können 
die vergangenen Entscheidungen 
nicht rückgängig machen, aber 
wir entschuldigen uns respekt-
voll gegenüber den Betroffenen“, 
schreibt Tepe.

Esther Geißlinger, 
freie Journalistin

Marcel Bois: Von den Grenzen der 
Toleranz – Die Unvereinbarkeits­
beschlüsse der Gewerkschaft Erzie­
hung und Wissenschaft gegen Kom­
munistinnen und Kommunisten in 
den eigenen Reihen (1974–1980). 
Mit einem Vorwort von Marlis Tepe. 
Beltz-Verlag, Weinheim 2021,  
150 Seiten.
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// Der Dokumentarfilm „Herr 
Bachmann und seine Klasse“ por­
trätiert die Beziehung zwischen 
einem Lehrer und einer 6. Klasse 
an einer Schule in Mittelhessen. //

Ferhan* hat ein Problem. Das schüch-
terne, muslimische Mädchen, das nicht 
nur Kopftuch trägt, sondern sich dabei 
immerzu in ihrem übergroßen Parka zu 
verstecken scheint, wird regelmäßig von 
einer überwältigenden Traurigkeit und 
Melancholie befallen. Wenn es Ferhan 
überkommt, zieht sie sich in das scheuß-
liche, hallende Treppenhaus ihrer Schule 
zurück und sitzt dort auf den Stufen, den 
Kopf gesenkt, als könne ihr Körper die 
Last des schweren Schädels nicht tragen. 
Viele der Kinder oder Jugendlichen aus 
der Klasse von „Herrn Bachmann“ haben 
ein – und womöglich nicht nur ein – Pro-
blem. Djengis zum Beispiel, der immer 
herumalbert, Späße macht, um ernst-
haften Antworten auszuweichen, sagt 
von sich, „ich bin dumm“. Und der kluge 
Aymen, der auf alles eine Antwort zu ha-
ben scheint, kämpft hie und da mit seiner 
Impulskontrolle. Die scheinbar so selbst-
bewusste, muntere Steffi ist erst vor kur-
zem aus Bulgarien gekommen und hat in 
wenigen Monaten ziemlich gut Deutsch 

gelernt – scheint das aber selbst über-
haupt nicht so zu sehen.
„Herr Bachmann“, eigentlich Dieter 
Bachmann, ist die zentrale Figur die-
ses Dokumentarfilms von Maria Speth, 
aber nicht nur das. Er scheint der Fix-
stern dieser 6. Klasse zu sein, um den 
sich alles dreht. Ein grauhaariger, bärti-
ger, leicht lispelnder Mann, dessen vor-
sichtige Haltung auf ein Rückenleiden 
schließen lässt. Dieser in sich ruhende, 
schon ältere Mann sieht dem letzten 
Tag seines Arbeitslebens entgegen. Je-
denfalls deutet sich das an, als all seine 
persönlichen Dinge am Ende des Films 
aus dem Klassenraum entfernt wer-
den. Ganz klar ist das aber nicht. Denn 
Speth erklärt nichts. Nicht, was das hier 
überhaupt für eine Schule ist, nicht, ob 
es sich um eine besondere Förderstufe 
handelt (sie ist es laut Pressematerial 
nicht). Auch „Herr Bachmann“ erhält 
im Film keine Gelegenheit zur verbalen 
Reflexion über sein Tun. So müssen sich 
die Kinobesucherinnen und -besucher 
die Zusammenhänge selbst erschließen 
und sich dabei ausschließlich auf das 
stützen, was sie sehen. Denn Filmerin 
Speth hat einfach die Kamera (Reinhold 
Vorschneider, der auch am Buch mitge-
arbeitet hat) draufgehalten. Über meh-

rere Monate begleitete ihr Team diese 
Klasse der Georg-Büchner-Schule in 
Stadtallendorf, einer kooperativen Ge-
samtschule, und schaute zu. 

Ungewöhnlicher Unterricht
Im Kino entfaltet sich in 217 Minuten ein 
ungewöhnlicher „Unterricht“, von dem 
Speth womöglich auch eher die unge-
wöhnlicheren Teile jenseits des Lehr-
plans dokumentiert: Da wird Gitarre 
gespielt, gesungen, auf ein Schlagzeug 
eingedroschen, man sieht Breakdance-
Einlagen, hört Gelächter, Geschrei und 
auch mal das Kommando: „So, eine Run-
de träumen!“ Dann legen alle den Kopf 
auf die Arme und sinnieren – oder schla-
fen einfach ein. Es kann auch sein, dass 
„Herr Bachmann“ seinen Schülerinnen 
und Schülern etwas vorsingt, zum Bei-
spiel die tragische Geschichte von den 
beiden Bauernjungen Anton und Jakob, 
die beim Spiel im Fluss ihre Liebe zuei-
nander entdecken … „Eklig“ finden das 
viele der Jugendlichen im anschließen-
den Gespräch. Nur die stille Rabia, die 
erst vor kurzem in die Klasse gekommen 
ist, sagt mit entwaffnender Schlichtheit: 
„Hauptsache, die lieben sich!“
Es ist faszinierend zuzusehen, wie ner-
vös das Thema die Jugendlichen macht: 

Ein Lehrer, der zuhört
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Für den Lehrer Dieter Bachmann 
stehen die Schülerinnen und 
Schüler im Fokus, nicht der 
Unterrichtsstoff.
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„Können wir jetzt gehen?“, fragt Djen-
gis. „Ich muss an die frische Luft, ich 
sterbe sonst.“ Aber Bachmann lässt 
sich nicht aus der Ruhe bringen, auch 
nicht, als Steffi ihn zur Rede stellt: „Das 
ist kein normales Lieben, so Mädchen 
mit Mädchen und Jungs mit Jungs, das 
ist eklig.“ – „Was ist daran denn eklig?“, 
will „Herr Bachmann“ wissen und Stef-
fi weiß keine Antwort, sie windet sich 
und ringt mit sich, ganz offensichtlich 
berührt von dieser Frage, die sie beant-
worten will, aber nicht kann. Bachmann 
lässt nicht locker: „Hast du ein Gefühl 
von Ekel in dir drin oder sagst du das 
bloß so, weil du das mal gehört hast?“ 
Steffi zögernd: „Ich weiß es nicht.“  – 
„Das ist schon besser“, erwidert Bach-
mann und dann ist erst mal gut. 

Fairness und Güte
Gespräche wie diese führt dieser Lehrer 
andauernd. Bei Bachmann, diesem ein 

wenig schrullig wirkenden Landfreak, 
der immer eine Mütze auf dem beinahe 
kahl rasierten Schädel trägt und Sweat-
shirts mit Aufschriften wie „RAW“, sind 
es eindeutig die Jugendlichen, die im 
Fokus stehen, nicht der Unterrichts-
stoff. Er hört zu. Er will erfahren, was in 
ihnen vorgeht, mit welchen Problemen 
sie sich herumschlagen müssen, was sie 
beschäftigt. Wenn er ihnen etwas mit-
teilt, so wirkt das fast beiläufig, nicht 
belehrend, sondern eher Fragen stel-
lend. Mühelos räumt er dabei eigene 
Fehler ein, wenn er eine Situation etwa 
falsch eingeschätzt hat. „Ach, so war 
das! Das habe ich falsch verstanden.“
„Herr Bachmann“ ist vermutlich kein 
idealer Lehrer. Denn wer oder was soll 
das schon sein? Andere Lehrkräfte in 
anderen Schulen und Schulformen sind 
möglicherweise von vielerlei Sachzwän-
gen (und Lehrplänen) gebeutelt, die sich 
Bachmann nicht zu stellen scheinen (die 

Gitarren!, das Schlagzeug im Klassenzim-
mer!, die Breakdance-Einlagen!; die Op-
tion, auf eine Benotung zu verzichten!). 
Aber er scheint der richtige Mensch für 
diese Jugendlichen im Alter zwischen 
zwölf und 14 Jahren zu sein. Und diese 
Menschlichkeit, diese Fairness und Güte, 
die Zeit und Ruhe, die Wertschätzung, 
das Interesse – all das wünscht man 
möglichst vielen Schülerinnen und Schü-
lern auf der ganzen Welt. 

Frauke Haß, 
Leitung Presse, DFF – Deutsches Filminstitut  
& Filmmuseum, Frankfurt am Main

*Leider gibt das Presseheft keine Aus­
kunft über die richtige Schreibweise der 
Namen der Schülerinnen und Schüler. 
Die Schreibweise in E&W beruht auf 
Hörverstehen.
Kinostart: 16. September 2021
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// Seit 2015 unterstützt die GEW-Stiftung fair 
childhood in Nicaragua Projekte gegen Kinderarbeit 
der Bildungsgewerkschaft CGTEN-ANDEN. E&W 
sprach mit Projektkoordinatorin Bernarda López 
über Erfolge, Rückschläge – und was die Lehrkräfte 
motiviert. //

E&W: Frau López, wie sieht Kinderarbeit in Nicaragua aus?
Bernarda López: Viele Kinder und Minderjährige arbeiten auf 
den Feldern, pflücken Kaffee auf den Plantagen oder verkau-
fen Tortillas und Süßigkeiten an den Busbahnhöfen. Andere 
schuften in Goldminen, weil sie in die engen Erdlöcher pas-
sen, oder waschen dort das Gold und kommen so mit giftigem 
Quecksilber in Berührung. Manche dieser Kinder besuchen 
nie eine Schule, manche nur zwei oder drei Tage pro Woche. 
E&W: Wie viele Kinder sind von Kinderarbeit betroffen? Vor 
knapp zehn Jahren sprachen NGOs von rund 400.000 Kinder-
arbeiterinnen und -arbeitern im Land.
López: Eine exakte Zahl liegt nicht vor, aber sie wird immer 
noch hoch sein. Kinderarbeit ist in Nicaragua zurückgegangen, 
weil sich die Regierung gekümmert hat und das angebotene 
Schulessen ein wichtiger Anreiz für Familien war, die Kinder 
zur Schule zu schicken. Aber wegen der Covid-19-Pandemie 
haben viele Eltern ihre Arbeit verloren – ergo tragen wieder 
mehr Kinder zum Familieneinkommen bei. Kinderarbeit ist bei 
uns zwar verboten. Auch das Arbeitsministerium kontrolliert, 
dass Unternehmen niemanden anstellen, der jünger als 14 
Jahre ist. Aber die Pandemie hat diese Kontrollen erschwert. 
E&W: Was sind die Ursachen von Kinderarbeit in Nicaragua?
López: Es gibt mehrere Gründe: Viele Schulen sind nicht at-
traktiv, viele Eltern verstehen nicht, wie wichtig Bildung ist. 
Eine weitere Ursache ist Armut. Minderjährige arbeiten, da-
mit die Familie über die Runden kommt. Ganz stark betrifft 
das die Familien alleinerziehender Mütter. 
E&W: Welche Folgen hat das für die Kinder, die Gesellschaft, 
die Volkswirtschaft des Landes?
López: Die Folgen sind fatal: Aus Kindern, die nie oder zu sel-
ten zur Schule gehen, werden Erwachsene ohne Bildung und 
ohne Vorbereitung auf einen Beruf. Sie finden keinen Job 
oder zumindest keinen qualifizierten, der besser bezahlt wür-
de. Sie bleiben arm. Für Mädchen ist die Lage noch schwieri-
ger: Viele werden, selbst noch Teenager, schwanger. Sehr oft 
bleiben sie alleinerziehend – und damit arm. Und für die Wirt-
schaft Nicaraguas bedeutet Kinderarbeit einen permanenten 
Rückschlag. Auch deswegen hat sich die Regierung zum Ziel 
gesetzt, alle Kinder zurück in die Schule zu bringen. 
E&W: Wie kämpft ANDEN gegen Kinderarbeit?
López: Wir beliefern Schulen in sogenannten Kinderarbeits-
freien Zonen mit Unterrichtsmaterialien zum Thema Kinder-
arbeit und veranstalten Sommerschulen, in denen Kinder 
verpassten Stoff nachholen können. Seit Beginn der Covid-
19-Pandemie gehen Lehrkräfte auch zu den Familien nach 
Hause, klären sie über Hygiene auf oder produzieren gemein-

sam Seife – auch das hat das Vertrauen vieler Eltern in die 
Schulen vertieft. Am wichtigsten aber ist: Als Gewerkschaft 
schulen wir Lehrerinnen und Lehrer darin, sich zu kümmern, 
dass die Kinder zur Schule oder zurück zur Schule kommen. 
Diese Kurse lehren Führungsqualitäten, Kinderrechte, aber 
auch Verhandlungstechniken. 
E&W: Warum ist Letzteres so wichtig?
López: Weil die Lehrkräfte die Eltern ja auch überzeugen 
müssen, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu schicken. 
Oder als Kompromiss zumindest drei Tage pro Woche. Oder 
sie sagen: Schick dein Kind mal einen Monat zu mir in die 
Schule. Wenn es danach nicht mehr will, ok. Aber in diesem 
Monat sprechen sie mehrmals mit den Eltern. Meistens  – 
nicht immer  – bleibt das Kind dann in der Schule. Solche 
Überzeugungsgespräche sind essenziell. Nicht allen Eltern 
ist Bildung wichtig. Manche, die es selbst ohne Abschluss zu 
etwas Wohlstand gebracht haben, argumentieren: Wir ha-

„Ein permanenter Kampf“
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Die Regierung in Nicaragua bemüht sich zwar, Kinderarbeit 
zurückzudrängen, doch seit Beginn der Covid-19-Pandemie 
arbeiten wieder verstärkt Minderjährige etwa auf den Kaffee­
plantagen.
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ben es trotzdem geschafft, Geld zu 
verdienen! Denen entgegnen wir 
dann: Stell dir vor, wie viel Geld 
du hättest, wenn du zur Schule 
gegangen wärst! Das überzeugt 
viele. Wir zeigen ihnen die Pers-
pektiven durch eine gute Bildung 
auf. Für die Lehrkräfte bedeutet 
das alles aber eine enorme zusätz-
liche Aufgabe und Belastung. Es 
ist ein permanenter Kampf gegen 
Kinderarbeit.
E&W: Umgerechnet 236 Euro ver-
dient eine Lehrkraft in Nicaragua 
im Schnitt monatlich. Was moti-
viert die Lehrerinnen und Lehrer, 
sich so stark – und über das Unter-
richts-Soll hinaus – zu engagieren?
López: Die tiefe Überzeugung, dass 
Bildung wichtig ist sowie die Pro-
fessionalisierung, die sie durch die 
Weiterbildungskurse der Gewerk-
schaft und die oft erfolgreichen 
Verhandlungen erfahren. Dank der 
Kurse können sie außerdem mit 
Kolleginnen und Kollegen aus dem 
ganzen Land Erfahrungen austau-
schen – auch das motiviert enorm. 
E&W: ANDEN betont: Die Schulen 
sollen wieder attraktiv werden. 
Warum ist das so wichtig? 

López: Weil sich Kinder nur dann 
wohl fühlen und gerne wieder-
kommen. Deswegen integrieren 
wir  – und das ist ziemlich einzigar-
tig – auch kulturelle Tänze oder Ma-
lerei in die Gewerkschaftskurse und 
damit in den Unterricht. Denn Bil-
dung ist mehr als Mathematik oder 
Grammatik. Kinder sollen Schule 
auch als etwas Freudiges und Of-
fenes erleben. Außerdem versu-
chen wir, über die Schulen Dinge zu 
retten, die uns verloren gegangen 
sind – etwa manch kulturelles Erbe. 
E&W: Sprechen Lehrkräfte auch 
mit den Arbeitgebern, die Kinder-
arbeit zulassen?
López: Ja. Sie gehen beispielsweise 
zu den Besitzern von Kaffeeplanta-
gen und klären sie über die Folgen 
von Kinderarbeit auf – immer in 
der Hoffnung, dass die keine Min-
derjährigen mehr anheuern. Man-
che Plantagenbesitzer verbieten 
ihren Erntehelferinnen und -hel-
fern nach solchen Gesprächen, ihre 
Kinder mit aufs Feld zu nehmen. 
Andere stellen auf der Finca einen 
Platz zur Verfügung, an dem eine 
Lehrkraft die Kinder der Pflücker 
unterrichten kann.
E&W: Was können Konsumenten in 
Deutschland tun, damit Kinderar-
beit etwa auf den Kaffeeplantagen 
Nicaraguas aufhört?
López: Sie können fairen Kaffee 
kaufen. Wenn Eltern auf den Plan-
tagen ausreichend verdienen, 
müssen ihre Kinder dort auch nicht 
mehr mitarbeiten.
E&W: Hat das Thema „Kampf ge-
gen Kinderarbeit“ die Arbeit von 
ANDEN verändert?
López: Ja. Wir haben dadurch nicht 
nur neue Mitglieder gewonnen. 
Wir arbeiten dadurch auch stär-
ker mit anderen Gewerkschaften, 
NGOs, Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern sowie pädagogi-
schen Universitäten zusammen. 
Denn: Kinderarbeit auszumerzen, 
ist nicht nur eine Aufgabe von Lehr-
kräften und Eltern. Es ist eine Auf-
gabe für die gesamte Gesellschaft. 

Interview: Martina Hahn, 
freie JournalistinBernarda López
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Damals, am 1. Mai, betrat Ulrich Thöne die Bühne, um 
die Rede zum Tag der Arbeit zu halten. Das tat er ak-
zentuiert kämpferisch und indem er präzise den Nerv der 
Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer traf.
Mindestens 3.000 Menschen standen während dieser 
Kundgebung auf dem Platz, manche zunächst mit unklaren 
Erwartungen, schließlich war der Vorsitzende der GEW, 
der Bildungsgewerkschaft, angekündigt, von Profession, es 
hatte sich herumgesprochen, ein Lehrer, wenn auch vor-
ab mit solider Berufsausbildung bei der Deutschen Bank. 
Aber: Je länger die Rede dauerte, je mehr Ulrich die tat-
sächlich existenziellen Fragen und Sorgen des Publikums 
auf den Punkt analysierte, die ökonomischen Hintergründe 
auswies und gesellschaftspolitische Perspektiven ableite-
te, desto aufmerksamer verfolgten die Kolleginnen und 
Kollegen die Ansprache, nicht nur in den vorderen Reihen.
Gewonnen hat Ulrich die Zuhörerinnen und Zuhörer, weil 
er sich in deren Situation einfinden konnte. Bei seinem Spe-
zialthema war das naheliegend: Natürlich hilft Bildung, alle 
in der Menge wissen, dass Abschlüsse Eintrittskarten ins Ar-
beitsleben bedeuten und Zukunftschancen eröffnen, eben-
so wie der erlernte Durchblick hilft, die Welt zu ordnen. 
Aber der Vortrag musste die Stimmung auf den Werften 
treffen, ebenso jene im Energiesektor, in der Lebensmit-
telverarbeitung, beim Einzelhandel oder im Tourismus. 
Es zählen die Arbeitsplätze, von denen man ohne Aufsto-
ckung leben kann, die Ergebnisse der Tarifrunden, die Aus-
bildungsplätze in Branchen, die eine Zukunft haben, der 
Mindestlohn und die Höhe der Renten. Ulrich gelang es, 
diese Zusammenhänge kompetent zu benennen und das 
Gefühl der Leute anzusprechen – in einem, großzügig ge-
sprochen, weltumspannenden Rahmen. 
Die Stände der internationalen Vereine nämlich, die diese 
Maikundgebung einrahmten, waren nicht Folklore, das 
originale portugiesische Fischbrötchen zeigte, dass Ar-
beitsmigration tagtäglich stattfindet. Ulrich hat sie alle in 
seine Gedanken einbezogen und herausgestellt, dass die 
Finanzierung der Lebensumstände nicht stimmt, weder in 

Deutschland noch in anderen Gebieten der Erde und eine 
Besserung nur zum Erfolg geführt werden kann, wenn im 
Kampf um die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern nationale Grenzen überschritten werden. Darum 
gelte es, so Ulrich, weiterhin zusammenzuhalten, gegen 
Schuldenbremse und mediale Verschleierungen, denn eine 
soziale und demokratische Gesellschaft müsse erstritten 
werden, immer wieder. 
Die Ungerechtigkeit hat Ulrich angetrieben. So beginnt der 
zitierte Zusammenhalt bei den Jungen, überall auf dem 
Globus. Stetig, unabhängig von großen Versammlungen, 
verwies Ulrich auf die wiederkehrende Reproduktion von 
Elend und Armut, insbesondere die Ausbeutung von Kin-
dern. „Bildung statt Kinderarbeit“, der Leitgedanke und die 
Realisierung der GEW-Stiftung „fair childhood“, sind auf Ul-
richs Engagement zurückzuführen. Mit den Möglichkeiten 
der GEW sollte in Indien, Albanien, Uganda und anderswo 
konkret geholfen werden, so bescheiden sich diese Unter-
stützung angesichts der bestehenden Notlagen auch aus-
nehmen mag. Aber: Ulrich ging es um das Menschenrecht 
auf Bildung, zu dessen Umsetzung jeder Schritt zählt.
Am Ende eines 1. Mai werden die Fahnen noch einmal 
geschwenkt und der Beifall zeigte, dass der Hauptredner 
Ulrich Thöne die Kolleginnen und Kollegen ermutigt hatte, 
für ihre Interessen einzutreten und sie in der Gewissheit 
stärkte, durch ihre Gewerkschaft dem Druck des Kapitals 
nicht schutzlos ausgeliefert zu sein. Ulrich ist sich dabei 
treu geblieben: Schon bei seiner Wahl zum Vorsitzenden 
der GEW im Jahre 2005 stellte er das Kämpferische in den 
Vordergrund, seine Inhalte wie Arbeitsbedingungen, Bil-
dungsfinanzierung, Steuerpolitik und Erhalt des Sozialstaa-
tes bleiben wichtige Felder gewerkschaftlicher Arbeit.
Analysen und Bestärkungen müssen nun jedoch endgül-
tig andere Kolleginnen und Kollegen übernehmen. Ulrich 
Thöne ist im Alter von 69 Jahren in Berlin verstorben.

Bernd Winkelmann, 
Sprecher der GEW Bremen 1999 bis 2019
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GEW trauert um 
Ulrich Thöne
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Verjüngung bleibt aus
(E&W 6/2021, S. 36 ff.: „Wahlvorschlä-
ge für den Gewerkschaftstag 2021“)
Die Vorstandswahlen zeigen zwei struk-
turelle Probleme der GEW auf: Zum ei-
nen ist der Generationenwechsel nicht 
auf oberster Ebene angekommen. Kei-
ne der elf zur Wahl vorgeschlagenen 
Personen war jünger als 40 Jahre, nur 
zwei jünger als 50. Altersdurchschnitt 
und -median des neuen Vorstands lie-
gen bei hohen 54 Jahren. So besteht 
die Gefahr eines Generationenverlusts, 
wenn Identifikation und Repräsentati-
on für jüngere Mitglieder fehlen. Wer 
nun Erfahrung mit Expertise gleichsetzt 
oder gar als Voraussetzung für politisch 
wirksames Handeln deklariert, soll-
te das eigene Demokratieverständnis 
überprüfen. Konkret machen „Fridays 
for Future“ und die Evangelische Kirche 
in Deutschland 
(EKD), die im 
Mai eine 25-Jäh-
rige zur Präses 
der EKD-Synode 
wählte, vor, dass 
es anders geht.
Ursächlich für 
die Situation der 
GEW könnte ihr zweites strukturelles 
Problem sein: der lange Weg durch die 
Gremien. Es gibt zahlreiche Gliederun-
gen, Referate und Ausschüsse, wobei 
allein der Vorsitz für das nächste Amt 
zu qualifizieren scheint; so auch der 
Vorsitz in einem der Länder für ein Amt 
im Bund. Dabei muss hinterfragt wer-
den, inwieweit es sinnvoll ist, wenn sich 
Personen jahre- oder jahrzehntelang an 
Positionen klammern. Kennen sie über-
haupt noch die gewerkschaftliche Ba-
sisarbeit oder gar die gegenwärtige Ar-
beitswirklichkeit in den zu vertretenden 
Berufen? Wie sollen so jüngere oder 
schlicht andere Mitglieder die Chan-
ce zur Mitgestaltung erhalten? Schnell 
kommt einem die Idee einer Altersquo-
te in den Sinn. In der Praxis zeigt sich je-
doch, dass bereits bestehende Quotie-
rungen auf den unteren Ebenen kaum 
umzusetzen sind und wir uns ohnehin 
über jedes aktive Mitglied freuen soll-
ten. Eine andere Lösung, vielleicht für 
beide Probleme, ist die Begrenzung von 
Amtszeiten auf nur eine Wiederwahl 
oder eine bestimmte Zahl von Jahren.  

So könnten frische Ideen und auch 
jüngere Mitglieder ihren Weg in die 
GEW-Vorstände finden. Möglicherweise 
löste sich damit sogar ein drittes, eher 
kulturelles Problem: Derzeit kommt es 
nur selten zu echten Personenwahlen, 
sondern lediglich zur Bestätigung einer 
einzigen Kandidatur.
Sebastian Flaake, Bochum

Solidarität mit Minderheiten!
(E&W 6/2021, Seite 34 f.: „,Querdenken‘ 
im Harz“, E&W 7-8/2021, Seite 16 f.: 
„Hat die Bildungspolitik in der Pande-
mie versagt?“ sowie Mitgliederforum 
Seite 46 f.: „Nur Geschwurbel“, „Quer-
denkende Waldorfschulen“, „Undif-
ferenziert und unsachlich“, „Gewerk-
schaft, wach auf!“ und „Anm. d. Red.“)
Zum dritten Mal stehe ich nach der Lek-
türe der E&W kurz vor dem Austritt aus 
der GEW. Vor einigen Monaten hat die 
GEW sowohl auf der Website als auch 
in der E&W (s. E&W 4/2021) über eine 
Studie der Charité zur Impfbereitschaft 
von Lehrkräften informiert, an der 
ich deshalb teilnahm. Doch die Hälfte 
der Fragen hatte andere Anklänge, so 
zum Beispiel die Frage, ob ich schon 
mal bei einer Querdenken-Demo ge-
wesen sei. In der E&W 6/2021 las ich 
den empörenden Artikel von Andrea 
Röpke, in dem Corona-Maßnahmen-
Kritiker:innen in die rechte Ecke ge-
stellt, angeprangert oder verleumdet 
werden. Dankbar bin ich jenen, die sich 
zu dem Artikel kritisch äußerten. Das 
hätte mich fast wieder versöhnt, wenn 
nicht die Redaktion, als Anmerkung zu 
den Leserbriefen, die Veröffentlichung 
des Artikels verteidigt hätte. Von „mei-
ner“ Gewerkschaft diese einseitigen 
Sichtweisen präsentiert zu bekommen, 
schmerzt mich. Ich habe die GEW im-
mer als Nichtregierungsorganisation 
oder „Außerparlamentarische Oppositi-
on“ im besten Sinn verstanden, und oft 
ist sie es ja auch. Der Umgang Andrea 
Röpkes mit Maßnahmenkritiker:innen 
überschreitet für mich eine Grenze des 
Erträglichen und ist der GEW, wie ich 
sie bis vor Corona kannte und schätzte, 
unwürdig. Frappierend auch, dass die 
GEW ja auch Wissenschaftler vertritt, 
von denen viele die Maßnahmen kriti-
sieren. Wie wäre es mal mit einem In-
terview mit solchen Wissenschaftlern? 

Oder einem Beitrag über Lehrer:innen, 
die die Corona-Maßnahmen kritisie-
ren? Von einer Gewerkschaftszeitung, 
die zur politischen Willensbildung in ei-
nem demokratischen System beitragen 
möchte, erwarte ich eine differenzier-
tere Berichterstattung, mehr Vielseitig-
keit sowie die Darstellung und Stärkung 
begründeter Minderheitenpositionen.
Alexandra Gottwald, Beetzendorf

Anschlussfähig nach rechts
Ich stimme den Leserbriefen zum Ar-
tikel „‚Querdenken‘ im Harz“ darin zu, 
dass im öffentlichen Diskurs heute lei-
der häufig Unterscheidungsvermögen 
fehlt; Label sind schneller bei der Hand 
als Argumente, Polarisierung scheint 
naheliegender als Differenzierung. Aller-
dings wären auch der Rezeption des Ar-
tikels mehr hermeneutische Kenntnisse 
zu wünschen gewesen. Denn wo genau 
die „Hetze“ steckt, wo die „Undifferen-
ziertheit“ oder gar „billigster pamphle-
tistischer Journalismus“ [sic!], konnte 
ich auch beim zweiten Lesen nicht aus-
findig machen. Der Artikel zeigt anhand 
konkreter Akteure, wie und an welchen 
Stellen die „Querdenken“-Bewegung 
nach extrem rechts offen ist und welche 
neuen Zusammenhänge daraus entste-
hen. Es zeugt meines Erachtens von ei-
nem Mangel an politischer Sensibilität, 
dass die abgedruckten Leserbriefe nicht 
diesen bedenklichen Anschluss an anti-
demokratische Gruppierungen, sondern 
stattdessen die vermeintliche Pauscha-
lisierung als Problem erachten. Dass 
die „Querdenken“-Bewegung tatsäch-
lich durchaus heterogene Gesinnungen 
und Weltanschauungen vereint, hatten 
auch ihre ersten soziologischen Unter-
suchungen von Oliver Nachtwey et al. 
nahegelegt. Diese stimmen mit dem 
E&W-Artikel allerdings auch darin über-
ein, dass sie eine signifikante Anschluss-
fähigkeit der Bewegung an autoritäre, 
nationalistische und reaktionäre Kräfte 
diagnostizieren. Mein Eindruck ist, dass 
die Abwesenheit dezidiert linker und 
progressiver Alternativen ein politisches 
Vakuum schafft, in dem die extreme 
Rechte durchaus erfolgreich nach Un-
zufriedenen angeln kann. Leider gera-
ten damit auch mehrheitsfähige Kriti-
ken wie jene an sozialer Ungleichheit, 
ökonomischem Wachstumszwang oder 
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mangelnder politischer Mitbestimmung 
in den Hintergrund.
Steffen Andrae, Erfurt

Unsachliche Kritik
Zum wiederholten Mal bin ich irritiert 
ob der in einigen Leserbriefen offen-
barten Geisteshaltungen. Da wird der 
Artikel von Andrea Röpke, der mit Si-
cherheit an einigen Stellen kritikwürdig 
ist, auf eine Art zerrissen, als handele es 
sich um Polemik der übelsten Art, man 
schreckt aber selbst vor dem Gebrauch 
unsäglich unsachlicher Formulierun-
gen nicht zurück, die man sonst nur aus 
der rechtesten Querdenkerecke kennt 
(„Wenn die Exekutive dieses Staates die 
eigenen Grundregeln massakriert, …“). 
Lieber Herr Christoph Günther, eine sol-
che „Massakrierung“ fand meines Wis-
sens nach nur einmal in den vergange-
nen 100 Jahren in Deutschland statt, im 
Jahre 1933 mit all den daraus resultie-
renden verheerenden Konsequenzen. 
Oder liegt es tatsächlich in Ihrer Inten-
tion da irgendwelche Parallelen zu zie-
hen? Dass die jetzige Einschränkung der 
Regeln tatsächlich allein dem Schutz der 
Bürger dient, scheint jenseits Ihres Ho-
rizonts zu liegen, um jene Formulierung 
zu verwenden, mit der Sie Frau Röpke 
angegangen sind. Sie bezeichnen Frau 
Röpkes Artikel als „Geschwurbel“, dieser 

Vorwurf fällt jedoch voll und ganz auf 
Sie zurück. Und wenn in diesem Zusam-
menhang Frau Carola Neukirchen für 
„heilsame Alternativen“ statt vermehr-
ter Impfungen wirbt, dann würde ich ihr 
empfehlen, diese „Alternativ-Medizin“ 
den politisch Verantwortlichen und der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen, 
wir wären Ihnen alle sehr dankbar! Und 
erneut wird mir angst und bange, wenn 
ich mir vorstelle, dass Schüler und Schü-
lerinnen mit dieser Art von Gedanken-
gut konfrontiert werden. Sachliche Kri-
tik sieht jedenfalls anders aus.
Horst Schnautz, Köln

Genau das ist Journalismus
Ich möchte gerne Stellung nehmen zu 
den vier Leser*innenbriefen und der An-
merkung der Redaktion in Heft 7-8 zum 
Artikel von Andrea Röpke aus Heft 6:
Ich kann die Anmerkung der Redakti-
on zu den vier Leser*innenbriefen nur 
unterstützen und möchte noch hinzu-
fügen, dass Andrea Röpke eine ausge-
wiesene Expertin auf dem Gebiet des 
Rechtsextremismus ist. Die Vorwürfe, 
es handele sich bei ihrem Artikel nicht 
um korrekten Journalismus und die 
GEW beteilige sich an einer „Hetzkam-
pagne“ (Carola Neukirchen), sind abso-
lut nicht nachvollziehbar. Im Gegenteil, 
Röpke schreibt ausdrücklich: „Kritik an 

staatlichen Corona-Maßnahmen ist be- 
rechtigt“, um dann aufzuzeigen, wie 
rechte Kreise sich dies für ihre eigenen 
Ziele zunutze machen, belegt mit Zita-
ten und Tatsachendarstellungen. Genau 
das ist Journalismus und mitnichten 
„Geschwurbel“ (Christoph Günther)!
Leser*innenbriefe dürfen durchaus po-
lemisch sein, ja. Aber einer gestandenen 
Journalistin, die verantwortungsvoll ihre 
Arbeit macht, dann ungerechtfertigter-
weise Polemik und Unprofessionalität 
vorzuwerfen – das ist einfach nur billig!
Und apropos Hetzkampagne: Darunter 
hat eher Andrea Röpke selbst zu lei-
den, die von Rechten mehrfach bedroht 
wurde. Ich habe Frau Röpke bei (GEW-)
Veranstaltungen selbst persönlich erlebt 
und war beeindruckt von ihren kennt-
nisreichen Ausführungen. Ich bin ihr sehr 
dankbar für ihr Engagement, in dem sie 
bewundernswerterweise nicht nachlässt, 
obwohl sie sich damit erheblichen Anfein-
dungen und Gefahren aussetzt. Wir soll-
ten ihr für ihren Mut Hochachtung zollen!
Irene Meyer-Herbst, Bremen

Ein Kessel Buntes
(E&W 7-8/2021, Seite 2: „Chancen-
gleichheit für alle!“)
Manchmal sagt bei einem Artikel das, 
was nicht drinsteht, mehr über die Ver-
fasserin aus, als das, was drinsteht! >>>
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>>> GEW-Vorsitzende Maike Finnern mo-
niert – natürlich völlig zu Recht  – Un-
terfinanzierung, untragbare, ja prekä-
re Arbeitsbedingungen, ungerechte 
Besoldung und fehlenden Respekt vor 
den Beschäftigten im ganzen Bildungs-
system von der Kita bis zur Hochschule. 
Und zwischendurch streut sie immer 
mal „Chancengleichheit“ als hehres 
Ziel des Bildungssystems ein. Das ist 
ganz prima. Und immerhin soll für alle 
Lehrkräfte das gleiche Eingangsamt drin 
sein – und mehr Geld für alles ... 
Aber das ist doch nicht Chancengleich-
heit. Und damit komme ich zu dem, was 
nicht drinsteht: Chancengleichheit. „Bil-
dung (…) als Voraussetzung für ein gutes 
Leben unabhängig von Geldbeutel und 
Herkunft“ steht doch nicht im Mittel-
punkt eines Schulsystems, das Kinder im 
Alter von zehn Jahren auf Schulzweige 
verteilt, die sehr unterschiedliche Chan-
cen bieten. Und dass das nicht ganz un-
abhängig von Herkunft und Geldbeutel 
geschieht, belegen zahllose Studien. Da 
helfen auch kein gleiches Eingangsamt, 
keine – noch so wünschenswerte – aus-
reichende Finanzierung und kein Res-
pekt vor den Lernenden. 
Von der Vorsitzenden der GEW hätte ich 
erwartet, dass sie unter der Überschrift 
„Chancengleichheit für alle“ diese As-
pekte zu einer gesellschaftspolitischen 
Perspektive zusammenführt. Stattdes-
sen „ein Kessel Buntes“. Na ja.
Thomas Isensee, Berlin

Bedrohte Autonomie 
(E&W 7-8/2021, Seite 25: „Sägen am 
Lehrstuhl“)
Dass an den Hochschulen einiges im Ar-
gen liegt, zeigt auch folgendes Beispiel. 
An der Dualen Hochschule Baden-Würt-
temberg (DHBW) wird deren Präsident 
durch eine „Findungskommission“ be-
stimmt, welche durch kostenintensive 
Personalberatungen unterstützt wird. 
Dadurch sind Durchgriffe auf die Politik 
einer autonomen Hochschule möglich. 
Nicht vermittelbar ist, dass in einer De-
mokratie ein Hochschulpräsident nicht 
von den 740 Hochschul-Professoren 
demokratisch gewählt wird, wie dies 
bereits an mittelalterlichen autonomen 
Universitäten üblich war.
Der Hochschulpräsident repräsentiert 
die Hochschule. Professoren der Besol-

dungsgruppe W2 und W3 sind Ordent-
liche Professoren mit Berufungsver-
fahren nach Landeshochschulgesetz. 
Unzumutbar sind fachfremde Personen 
als Dekane von Fakultäten, die ohne 
die strengen Voraussetzungen zu „Pro-
fessoren“ ernannt werden. Ordentliche 
Professoren sind nicht zur Kooperation 
verpflichtet, noch in ihrer Tätigkeit wei-
sungsgebunden. Folglich zeichnen sich 
Zersetzung und Kollaps von Studiengän-
gen ab, wenn unqualifiziert und autori-
tär-diktatorisch in die Autonomie einge-
griffen wird. Eine grundlegende Reform 
der gesamten Hochschullandschaft ist 
erforderlich, wobei die sich widerspre-
chenden Landeshochschulgesetze nur 
Innovationen verhindern und Forschung 
und Lehre blockieren, so dass es zu Ab-
wanderungen kommt.
Prof. Burkard Neumayer, Würzburg

Quo vadis Universität?
Ich bin Professor für Soziologie im Ruhe-
stand. Wenn ich auf meine Uni-Biografie 
zurückschaue, muss ich konstatieren, 
dass – ich spitze zu – „früher alles besser 
war“, und ich frage mich, warum man 
daraus nicht für die Zukunft gelernt hat. 
Als Beispiel: Nach dem Magister-Examen 
wurde ich „Verwalter der Stelle eines 
Wiss. Ass“ mit der Chance, nach der Pro-
motion (innerhalb von maximal drei Jah-
ren!) die Stelle auf weitere drei Jahre zu 
behalten, um mich weiter qualifizieren 
zu können. Danach bewarb ich mich er-
folgreich auf die Stelle eines „Akad. Ra-
tes“ an einer Pädagogischen Hochschule 
(PH) und wurde Lebenszeitbeamter mit 
allen Sicherheiten und Möglichkeiten zur 
Weiterqualifizierung bis hin zur Habilita-
tion. Zugeordnet war ich dem Institut, 
keinem Professor. Wir „Räte“ trugen die 
Hauptlast der Lehre, der Prüfungen und 
vor allem der Arbeit mit den Studis! Als 
Privatdozent (und Akademischer Rat) 
hatte ich alle Hochschullehrerrechte  – 
nur die Besoldung blieb bei A13. Diese 
Ratsstellen wurden aber, ebenso wie die 
PHs, „erfolgreich“ abgeschafft – warum? 
Eine Alternative zu den Ratsstellen wäre 
die Einrichtung von Professorenstellen 
für Lehre, Prüfungen und Selbstver-
waltung neben forschungsorientierten 
Stellen, also letztlich zwei Typen von 
Professuren. Die Folge: Der Anteil der 
Beamtenstellen würde erhöht, und da-

mit stiege die Chance für promovierte 
qualifizierte Nachwuchswissenschaft
ler*innen auf eine Perspektive an der 
Hochschule. Dies käme nicht nur den  
Betroffenen, son-
dern vor allem 
dem Klima und 
der Struktur an 
den Hochschulen 
sowie den Studie-
renden zugute. 
Wie sieht es heute  
aus? Statt Rats-
stellen gibt es zeitbefristete Stellen in Ab- 
hängigkeit von Professoren, mit Ängsten 
mit Blick auf die Lebensplanung sowie 
oft mit psychischen Motivations- und 
Lernblockaden – daneben, mit großem 
Abstand, Professoren mit (Forschungs-)
Mitteln und (Status-)Macht, die „system-
relevante“ Aufgaben der Hochschule an  
abhängige und zeitbefristete wissen-
schaftliche Angestellte delegieren, die sich,  
strukturell bedingt, nicht ohne Schaden 
wehren können. Quo vadis Universität?
Hartmut M. Griese, Barnstädt

Ungerecht
(E&W 7-8/2021, Seite 18 f.: „Arbeiterkin-
der aller Hochschulen, vereinigt euch!“)
Ich kenne einen Fall einer hochintelli-
genten jungen Frau, die ihr Studium ab-
brechen musste, weil sie es nicht mehr 
bezahlen konnte. Sie ging neben dem 
Studium arbeiten. Sie musste ihre Sa-
chen im Studentenwohnheim packen 
und gehen. Die Japanerin, die mit ihr das 
Zimmer teilte, verstand es nicht. Denn 
diese erhielt finanzielle Unterstützung 
von Deutschland – ohne etwas zurück-
zahlen zu müssen. Ich verstehe das nicht.
Heidrun Schulze, Berlin

Gewerkschaft Erziehung  
und Wissenschaft
Postfach 900409, 60444 Frankfurt a. M. 
E-Mail: katja.wenzel@gew.de
Die Redaktion bittet darum,  
die Leserbriefe mit einer maximalen 
Textlänge von 2.000 Zeichen  
(inklusive Leerzeichen) einzusenden.  
Die Redaktion behält sich vor,  
Leserbriefe zu kürzen. 
Anonym zugesandte Leserbriefe  
werden nicht veröffentlicht.

Bildung krisenfest machen

Bildung. Weiter denken!
29. Gewerkschaftstag │ 9.− 11. Juni 2021 │ Leipzig
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Blättern  oder Wischen?

Das entscheidest du jetzt.
Wer in den Deutschen Bundestag kommt,  
wählst du am 26. September.

Deine Wahl! 
Infos unter: wahl-o-mat.de
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